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518 Protokolle der Erſten Kammer .

Zwey und zwanzigſte Sitzung .

Kartsruhe , den 15 , Juni 1822 .

— — —

Gegenwärtig :

Die bisher erſchienenen Mitglieder mit —
Sr . Hoheit des durchlauchtigſten Praͤſtdenten , Derm

ſarkgrafen Wilhelm zu Baden ,

Ihrer Hoheiten der Herren inarfgrafen Leopold und

Marimilian zju Baten ,

ber Herren Frhrn . v , Ber ſtett und

v. Berkheim , und

des Herrn Generallieutenants v. Schaͤffer .

Weiter anweſend :

die Herrn Reglerungs⸗Commiſſaͤre , Staatsrath B oͤchh und

geh. Referendaͤr v. Baur .

Unter dem Vorſitz des zweyten Vicepraͤſidenten
Staatsraths Frhrn . v. Baden .

Das Protokoll der zwanzigſten Sitzung wurde ver —

leſen und genehmigt . Dagegen wurde die Verleſung

un

be

thi

ti

eri



eren

und

und

und

ten

perz

ung

Zwey und zwanzigſte Sitzung vom 15 . Juny . 519

des Protokolls der ein und zwanzigſten Sitzung , um

Zeit fuͤr die uͤbrigen Gegenſtaͤnde der Tagesordnung

zu gewinnen , ausgeſetzt .

Der Herr Regierungscommiſſaͤr , geh . Ref . v . Baur ,

legte hierauf zwey die oͤffentliche Sicherheit betreffende

Geſetzentwuͤrfe der Kammer vor :

Beylage Ziffer 63. und 64 .

und hielt hiebey den unter

Ziffer 65 .

beyliegenden Vortrag .

Die Kammer

a o A a S,

diefelben in einer Borberathung in Betrachtung

zu ziehen .

Der Vicepråfident erflårte hierauf die Beras

thung ber den Bericht des ſtaͤndiſchen Aus —

ſchuſſes wegen Prüfung der Ymortifas

tiongtaffe von 1820/21 , fo wie úber den deshalb

erſtatteten Commiſſtonsbericht fuͤr eroͤffnet .

Reg . Comm Staatsrath Boͤckh : Die Antraͤge Ih —

rer verehrlichen Commiſſion fordern mich zu verſchiede⸗

nen Bemerkungen auf , die ich Ihnen vorzulegen die

Ehre haben will .

Der Antrag unter Nro . 2. if von hoher Wichtig :

teit . Die Regierung Will eben fo , wie die Gtánde , die

Aufrechthaltung aller geſetzlichen Beſtimmungen uͤber

das Amortiſationskaſſen - Inſtitut .
Der Antrag ſetzt voraus , daß ſie nicht beobachtet

worden ſind . Nur ein Gebaͤude , das in ſeinem Fun —

damente bedroht iſt , und zu wanken beginnt , nimmt

unſere Sorge fuͤr ſeine Aufrechthaltung in Anſpruch .

Wenn ruͤckſtchtlich der Verwaltung des Schulden⸗

tilgungs Inſtituts die eigene Einrichtung beſteht , daf
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520 i- Protofolle der Erien Kammer .

neben der fiåndifhen Controlle gegen die Regierungs -
behoͤrden uͤberhaupt , geſetzlich eine controllirende Re —

gierungs behoͤrde der adminiſtrirenden gegenuͤber ſteht
—das oberſte Juſtizdepartement dem Finanzminiſterio —

ſo iſt es nothwendig , die Bemerkungen , welche gegen
das Verfahren der einen oder der andern gemacht wer⸗

den , genau zu trennen , indem die Stellung , die ſie
gegen einander haben , ſelbſt die Regierung veranlaſſen
muß , die Vertheidigung der hier in Sprache liegenden
Regierungshandlung verſchiedenen Commiſſarien zu uͤber⸗

tragen .

Die moͤglichen Erinnerungen gegen das Finanzmini —
ſterium laſſen ſich in zwey Claſſen bringen .

Sie muͤſſen naͤmlich entweder das Materielle ſeiner
Anordnungen , oder das Formelle derſelben betreffen .

Materiele Gebrechen find vorhanden , mwenn der -

Amortifationgfaffe Einnahmen , welche ibr gebåhren ,
entzogen , oder wenn Ausgaben auf ſie angewieſen
worden ſind , welche nicht dahin gehoͤrten , oder , wenn

ſie dahin geeignet , doch ganz oder zum Theil nicht noth⸗
wendig waren .

Erinnerungen der Art ſind weder von dem ſtaͤndi —

ſchen Ausſchuß , noch von Ihrer verehrlichen Commiſ —
ſion gemacht worden , den einzigen Fall wegen der Ne —

gotiationskoſten von dem Basler Anlehen ausgenom⸗
men , der hinlaͤnglich erlaͤutert worden iſt .

Ihre verehrliche Commiſſton fragt zwar noch , an

wen fie bezahlt , und von wem fie quittirt worden find -
Die Rechnungsbeylagen weiſen dieſes aus . Sie wer —

den auf Verlangen von der Oberrechnungskammer vor⸗

gelegt werden

Um Formen handelt es ſich hiernach ausſchließend .
Die Finanzbehoͤrde erkennt ihre Nuͤtzlichkeit , die Ber :
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pflichtung ſie zu beobachten , und es wird einzig dar —⸗

auf ankommen , ob ihr eine Verletzung geſetzlich vorge —

ſchriebener Formen wirklich zur Laſt faͤllt.

Nach den Aeußerungen Ihrer verehrlichen Com⸗

miſſion uͤber die Verwaltung des Amortiſationskaſſen⸗

Inſtituts uͤberhaupt , und uͤber einzelne Rubriken des

Budgets , z. B . fuͤr Acquiſitionen , Ueberweiſung der

Activen und Paſſiven , haͤlt dieſelbe jede Ueberſchreitung

einer Budgetsrubrik fuͤr ein , die Statuten oder ihre naͤ—

heren Beſtimmungen verletzendes , formelles Gebrechen .

Die Annahme , daß die Summe , welche jeder Bud -

getsrubrik beygefuͤgt iſt , als eine jener naͤheren Be —

ſtimmungen des Statuts anzuſehen ſey , wovon der

5. §. der Verordnung vom 5. Okt . 1820 ſpricht , iſt ſo⸗

wohl nach Wort als Sinn des angefuͤhrten Geſetzes

durchaus unzulaͤſſig . Auch abgeſehen von allem Uebri —

gen kann eine ſolche Behauptung ſchon deswegen nie

zugegeben werden , weil es unmoͤglich waͤre, einer ſol⸗

chen Forderung je mit Strenge zu genuͤgen . Ihrem

Scharfblick kann es nicht entgehen , daß bey der All —

gemeinheit des Satzes von jeder Rubrik gelten muͤßte,

was man von der einen oder der andern behauptet , daß

von Plus oder Minus der Ueberſchreitung nicht mehr die

Sprache ſeyn koͤnnte , ja daß von dem Plus . der Ein -

nahme , und dem Minus Der Ausgabe am Ende gleiches
gelten måte , wag von dem Entgegengefegten .

Çine nåhere Betrachtung der Gahe wird Ihnen ,

meine hochgeehrteſte Herren , die Ueberzeugung gewaͤh—

ren , daß die Finanzbehoͤrde das Budget nach Moͤglich⸗
keit eingehalten , und die geſetzlichen Schranken in fei -

nem Fall uͤberſchritten hat .
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522 Protokolle der Erſten Kammer .

Dem Budget der Amortiſationskaſſe , dem Voran⸗

ſchlag der Einnahmen und Ausgaben , liegen zwey Haupt
beſtimmungen zum Grund , naͤmlich :

1) Die Amortiſationskaſſe muß zu Beſtreitung der

Intereſſen und Adminiſtrationskoſten , und zu Tilgung
eines gewiſſen Theils der Schuld eine beſtimmte Dota⸗

tion aus der Staatsrevenue erhalten , die zu keinem

andern , als dem ſtatutenmaͤßigen Zweck verwendet wer —

den darf .

2 ) Alle Staatseinnahmen , welche aus einem Theil
des Staatsvermoͤgens ſelbſt beſtehen , muͤſſen der Amor⸗

tiſationskaſſe zugewendet , und entweder zur Verminde —

rung der Staatsſchuld , oder zu neuen Erwerbungen
beſtimmt werden .

Die erſte Beſtimmung regelt die Verhaͤltniſſe der

Schuldentilgungskaſſe im engern Sinne , die zweyte ,
die ihr gleichſam angehaͤngte Kaſſe uͤber alle Einnahmen
und Ausgaben von dem Grundſtock und fuͤr denſelben —

Betrachten mir nach dieſen Abtheilungen die Bud

geisrubrifen , fo if flar , daf die Einnahme der erfen

Abtheilung , die Dotation , in der Durch dag Budget
beſtimmten Summe vollſtaͤndig abgeliefert werden muf :

Nichterfuͤllung dieſer Beſtimmung waͤre ein weſentliches
Gebrechen . Die Rechnung hat Ihnen aber den Beweis

geliefert , daß die Dotation vollſtaͤndig abgeliefert wor⸗

Den if .

Die Ausgaben beſtehen :
in den Adminiſtrationskoſten ,
in den Zinſen , und

in der Ruͤckzahlung einer Capitalſumme .

Fuͤr die Adminiſtrationskoſten ſtehen im Budget
rund 20,000 f . Dieß iſt keine fixe Summe . Es iſt

ein Ueberſchlag des wahrſcheinlichen Beduͤrfniſſes . Die
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oran⸗ Staͤnde haben eigentlich keine 20,000 fl . , ſondern nur

aunt⸗ den fuͤr die Verwaltung wahrhaft nothwendigen Bedarf

votirt ; kann dieſer in einem Jahr mit 10,000 fl. beſtrit⸗

g der ten werden , ſo berechtigt der Budgetsanſchlag von

lgung 20,000 fl. zu keiner hoͤhern Ausgabe ; find afèr ſtatt

Dotat | 20,000 f . 25,000 fl . wahrhaft nothwendig gewefen , um

inem | den Zmed gu erreichen , fo liegt in diefer Ueberſchrei⸗
wer⸗ hung der Budgetsſume an und fuͤr ſich kein Grund zu

einem Vorwurf fuͤr die Verwaltungsbehoͤrde , ſondern

Theil | nur dann , wenn nachgewiefen werden fann , daß Aus —

mor ? | 8aben gemacht worden find , die opne Nachtheil fùr den

inde⸗ Zweck fuͤglich haͤtten unterbleiben koͤnnen . Diefer Ge -

ngen ſichtspunkt iſt ruͤckſichtlich aller Ausgaben feſtzuhalten ,

welche nicht abſolut fixirt ſind , oder gar nach der Na —

> De | tur der Berpåltnife nicht abfolut fipirt werden fönnen .

ente, Gelbi der Vorwurf , daf die Adminiſtrationskoſten

jmen | wenigteng niht richtig uͤberſchlagen worden ſeyen ,

( ben . | weil fie die angenommene Gumme vou 20,000 fl. úber =

Bud | fpritten , zerfålt , wenn man in Betrachtung zieht , daf

rfen | die Muggabe megen des Basler Anleheng , nd wegen

idaet | Fertigung von 100,000 Lotterieloofen eigentlich eine

muf - | auferordentliche war . Zu deren Beſtimmung fehlte

ihes ſowohl zur Zeit der Verfaſſung deg Budgets , und auch

weis ſelbſt zur Zeit ſeiner Berathung alles Fundament , weil

wor⸗ uͤber die Art und Weiſe der Aufbringung des Anlehens

noch nichts ausgemacht war , und noch nichts ausge⸗

macht ſeyn konnte .

Daß die Dotations ſumme , ſoweit ſie zur Zinſen⸗

zahlung und Schuldenminderung beſtimmt war , ihrem

Zweck nicht entzogen worden iſt , liegt klar vor Augen .

dget Die Regierung hat alſo die Fundamentalbeſtim —
$ if mungen der Schuldentilgungsanftalt im engern Sinne

Die im Johr 1820 ſo puͤnktlich vollzogen , wie feit einer
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Reihe von Jahren , und in dieſer Hinſicht zu dem

Antrags
:

„ die Amortiſationskaſſe aufrecht zu erhalten, “
keine Veranlaſſung gegeben .

Die Einnahmsrubriken der zweyten Abtheilung ſind
ihrer Natur nach von mannigfaltig wechſelnden Ver —

haͤltniſſen abhaͤngig — wie die Einnahmen von verkauf —

ten Domaͤnen , Waldparcellen , von Lehensallodificatio —

nen , von aufgekuͤndeten Activcapitalien , Domaͤnen - und

Forſt⸗Arreragen . Fuͤr jede dieſer Einnahmen iſt zwar
eine beſtimmte Summe angeſetzt , damit aber uͤberall

nicht geſagt , daß gerade dieſe Summen in Einnahme

erſcheinen muͤſſen .

Die Verwaltung hat das Ihrige gethan , wenn ſie

der geſetzlichen Beſtimmung gemaͤß alle Einnahmen vom

Vermoͤgensſtock der Amortiſationskaſſe zugewendet , und

nichts davon in den Conſumtionsfond gezogen , wenn

ſie die ihr zu Gebot geſtandenen Mittel zur Eintrei

bung derfelben angewendet Hat :

Dief it der mabre Ginn Des Budgets diefer Nb -

theiltng , Daf die wirfliche Einnahme alfer oben be ?

merkten Rubriken die Budgetſumme von 648000 fi. bis

ouf sr,coo fl . der får dire Erhebung ungůnftiger Zeit ?

verhåltnife ungeachtet erreicht hat , mõdhte ich cher fúr
einen gluͤcklichen Zufall , als fuͤr einen Beweis genaue ?

Schaͤtzung anſehen , da auf dieſe Zufluͤſſe ſo mannig

faltige Verhaͤltniſſe einwirken , daß die Verwaltungs —

behoͤrde eine Approximation von dieſem Grade uͤberall

nicht zu verbuͤrgen im Stande iſt .

Die Ausgaben dieſer Parthie des Budgets beſchtan⸗
fen fH auf 2Perwenan zur Schuldentilgung und

zu Erwerbungen . Daf feine andere Gtaft gefunden
haben , beweiſen die Rechnungen Zu Erwerbungen iſt
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im Budget eine beſtimmte Summe bemerkt , damit

aber weder geſagt , daß dieſe Summe verwendet wer —

den muß , noch daß keine hoͤhere verwendet werden darf .
Die Mittel zu nothwendigen und nuͤtzlichen Erwer⸗

bungen wurden votirt , und nach der Kenntniß , die

man zur Zeit der Verfaſſung des Budgets hatte , wurde

eine Summe angenommen , die aber , wenn man nicht
die Natur der Sache umkehren will , keine fire fepn fann .

kiht die Ueberfreitung deg Ueberfhlags fann

det Verwaltung zum Borwmurf gemacht werden , fondern
nur eine unzweckmaͤßige Verwendung .

Huch diefe Parthie des Budgets if alfo der Fun⸗

damentalbeſtimmung gemaͤß vollzogen worden , und

uͤberall kein Grund zu dem Antrag zu finden :

„ die Amortiſationskaſſe aufrecht zu erhalten . “

Als eine zufaͤllige Zugabe zu den gewoͤhnlichen ,

mehr oder weniger ſtaͤndigen , Einnahmen und Ausgaben
der Amortiſationskaſſe , die ich in zwey Abtheilungen
naͤher betrachtet habe , bildete ſich fuͤr die aufgelaufene
Budgetsperiode eine dritte

Die Staatskaſſen waren mit einer nicht unbedeu —⸗

tenden Summe von Paſſiven beladen , die der Zeit vor

demr . Juny 1820 ihren Urſprung verdankten , zu deren

Tilgung außerordentliche Mittel ergriffen werden muf -
ten , wollte man anders Ordnung in die Finanzen zus
ruͤckfuͤhren.

Zu dieſem Zweck wurde ein Anlehen gemacht , und

beſchloſſen, daf fámtlihe Activen und Paffiven
der Staatskaſſe auf die Amortiſationskaſſe uͤber —

wieſen werden ſollten .

Dieſes iſt geſchehen , aber im erſten Jahre nur zum
Theil , weil fih niht alleg fo fonet ausfúbren, ” als

beſchlleßen laͤßt
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Ihre verehrliche Commiſſion hat daher die ſehr

richtige Bemerkung gemacht , daß das Rechnungsreſul⸗

tat des zweyten Jahrs der Budgetsperiode wegen die⸗

ſes Gegenſtandes abzuwarten ſey , was auf dem naͤch⸗

ſten Landtag vorgelegt werden wird .

Auch abgeſehen davon , daß die Ueberweiſung ſaͤmt—⸗

licher Activen und Paſſiven woͤrtlich beſchloſſen worden ,

waͤren die Summen des Budgets keine unwandelbare

Vorſchrift fuͤr die Verwaltung geweſen , denn hier , wie

bey andern Rubriken , haͤtten ſie nur den wahrſcheinli⸗

chen Erfolg einer beſchloſſenen Maßregel dargeſtellt .

Die Nothwendigkeit , alle Schulden zu bezahlen ,
war anerkannt .

Wenn ſie auf 4 Millionen uͤberſchlagen waren am

1. Juny 1820 , und Ende Oktober nach genauen Redz

nungen 4,200,000 fl. betrugen , ſo haͤtte die Finanz⸗

behoͤrde entweder das Plus von 200,ooo fl . aus Der

Staatskaſſe bezahlen , oder dieſe Summe uͤberhaupt ,

als zur Zahlung nicht geeignet , anſehen muͤſſen .

Die Zahlung aus der Staatskaſſe waͤre nicht moͤg⸗

lich geweſen , ohne gleichviel an Beſoldungen , Penſio⸗

nen , oder andern Verbindlichkeiten unerfuͤllt zu laſſen ,

und gegen wen haͤtte dieſe Maßregel ergriffen werden

ſollen ?
Eine Zahl von Creditoren , blbe zu ſammen 200 , ooo fl .

zu fordern gehabt haͤtten , von der Ueberweiſung aus⸗

zuſchließen , und bis zum naͤchſten Landtage warten zu

laſſen , waͤre wohl eine gleiche Willkuͤhr geweſen , und

welche Creditoren haͤtten ſich dieſe Maßregel gefallen

laſſen muͤſſen ?

Betrachten Sie die Sache , von welcher Seite Sie

wollen , ſelbſt dann , wenn das Finanzminiſterium den

Wortlaut des Beſchluſſes beider Kammern nicht fuͤr ſich

we
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haͤtte , wuͤrde es einen großen Fehler begangen , die Ges

rechtigkeit und das wahre Intereſſe des Landes beleidigt
haben , haͤtte es anders gehandelt , als eg gehandelt þat .

Die Formen find da , um wag recht und gut if , zu

wabren — niht um, eg gu verhindern .

Jn jedem Fall : die Gefahr einer Form zu verlegen ,

fann nie fo groß fepn , alg die Gefahr , Dag 3u vertegen ,

3u defen Erhaltung die Form dienen folte .

Uebrigens ift eg keine Eigenheit unſerer Finanzver —

waltung , daß wir beym Uebergang zu einer neuen Drd :

nung der Dinge am Ende einer Budgets Periode mehr

wiſſen , als am Anfang , keine Eigenheit , daß ſich viele

verborgene , waͤhrend einer langen , verhaͤngnißvollen Ber -

gangenheit durch Palliative aller Art zuruͤckgetriebene

Uebel jetzt erſt almaͤhlig zeigen , und ihre radicale Heis

lung verlangen .

Ein gegruͤndeter Vorwurf ruͤckſichtlich die ſer Par —

thie des Budgets koͤnnte der Finanzverwaltung nur

dann gemacht werden , wenn ſie Activen fruͤherer Jahre

der Amortiſationskaſſe entzogen , oder derſelben Paſſiven

uͤberwie ſen haͤtte , die aus den laufenden Staatsreve —

nuen budgetsmaͤßig zu berichtigen geweſen waͤren .

Zu einem ſolchen Vorwurf hat ſie aber bis jetzt

keine Gelegenheit gegeben , eben deswegen aber auch

nicht zu dem Antrag :

„ die Amortiſationskaſſe aufrecht zu erhalten . “

Dieß uͤber die Verwaltung der Amortiſationskaſſe
in Beziehung auf die Fundamentalbeſtimmungen und

die einzelnen Budgetsrubriken .

Es bleibt mir nun noch uͤbrig , von den Formen

der Verwaltung der Amortiſationskaſſe im Allgemeinen

zu ſprechen , und Sie , hochgeehrteſte Herren , zu uͤber —

Protokolle der 1. Kammer , 34
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zeugen , daß auch hierin von der Finanzbehoͤrde die

geſetzlichen Vorſchriften nicht uͤberſchritten worden find :

Die Selbſtſtaͤndigkeit der Amortiſationskaſſe , welche

Ihre verehrliche Commiſſion geſichert haben will , kann

nur darin beſtehen , daß ſie nach den Geſetzen verwal —

tet wird , und alle willkuͤhrlichen Dispoſitionen ausge —

ſchloſſen werden .

In den Einrichtungen , welche die geſetzliche Ver —

waltung ſichern , liegen die Mittel zur Sicherung der

Selbſtſtaͤndigkeit des Inſtituts .

Es duͤrfte vielleicht nicht ohne Nutzen ſeyn , die

geſetzlichen Vorſchriften in dieſer Beziehung zuſammen⸗

zuſtellen , und ihre gegenwaͤrtige Uebung zu zeigen .

Das Statut der Amortiſationskaſſe enthaͤlt zur

Sicherung der geſezmaͤßigen Verwaltung folgende Be —

ſtimmungen :
— § 4.

„ Der Finanzminiſter , der Miniſterialdirector , der

Kaſſencommiſſaͤr und der Kaſſier ſind dafuͤr verant —

wortlich , daß keine Zahlungsanweiſungen angenommen

werden , fuͤr Zwecke , die dem Inſtitute nach ſeiner Be —

ſtimmung fremd ſind . “

San Ge

fordert die beſondere Beeidigung des Finanzminiſters ,

des Directors und Kaſſencommiſſaͤrs der Amortiſations⸗

kaſſe , und des Buchhalters und Kaſſiers .

—

ordnet : die Abhoͤr der jaͤhrlichen Rechnung und die

Aufſtellung der Bilance geſchieht unter dem unmittel⸗

baren Vorſitz unſers Juſtizminiſteriums , die Bilance

wird ſodann dem verſammelten Staatsrathe vorgetra —

gen, und dem Publicum bekannt gemacht . „ Unter der

Leitung des Finanzminiſteriums, “ heißt es weiter , „ er —
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nennen wir zum Director dDerfelben ( der Amortifationg -

fae ) den . , als Rafencommifår den . , zum Haupt⸗

Buchhalter und Kaffer den - , ,

Diefe Beftimmungen waren berechnet auf die da -

malige Organifation der obern Staatsbehoͤrden , und

wurden in der Folge den jeweiligen Veránderungen

gemaͤß in Ausuͤbung gebracht .

Nach der neueſten Organiſation iſt das Finanzmi —

niſterium , wie bisher , die leitende Behoͤrde geblieben .

Die Ausfertigung der Einnahms - und Ausgabs —

decreturen nach den Beſchluͤſſen deſſelben werden durch

die Kaſſencommiſſton beſorgt , welcher in den neueſten

Zeiten eine woͤchentliche Durchgehung des Kaſſenbuchs

und der Strazza der Amortiſationskaſſe , und die Ver —

gleichung der Eintraͤge mit den Urkunden aufgetragen

worden iſt .

Die Reviſion der Rechnung geſchieht unter der Auf⸗

ſtcht und Leitung der von dem Finanzminiſterio unab⸗

haͤngigen Oberrechnungskammer .

Die Function des Juſtizminiſterii ruͤckſichtlich der

Abhoͤr gieng an die Juſtizſection , das nunmehrige oberſte

Juſtizdepartement , uͤber .

Hierdurch iſt wohl , unter veraͤnderten Staatsein —

richtungen dem Statut der Amortiſationskaſſe volles

Genuͤge geleiſtet , in jeder Hinſicht die Sicherheit , daß

die Verwaltung nach den vorliegenden Gefegen ges

ſchehe , erhoͤht worden , und ſomit auch die Selbſtſtaͤn⸗

digkeit des Inſtituts .
Da weder die Statuten der Amortiſationskaſſe ,

noch das Geſetz vom 5. Okt . 1820 der Finanzbehoͤrde
die Beobachtung beſtimmter Foͤrmlichkeiten ruͤckſichtlich

der Leitung des Schuldentilgungsinſtituts vorſchreiben ;
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Da ferner weder der Bericht . deg fåndifhen us

ſchuſſes , noch der Ihrer verehrlichen Commiſſion einen

Zall nahmhaft maht , bey dem die Finanzbehoͤrde eine

gefetzlich vorgeſchriebene Formalitaͤt unterlaſſen haͤtte:

ſonerde ich auch in dieſer Beziehung zu dem Schluß

bexechtigt ſeyn , daß ſie zu dem Antrag :

Idie Amortiſationskaſſe aufrecht zu erhalten, “

keine Veranlaſſung gegeben .

Der dritte Antrag Ihrer verehrlichen Commiſſion

„ dap auf die Abhoͤr der Budgets⸗Rechnung

vom Jahr 1821 - 22 anzutragen ſey , um hier⸗

durch erſehen zu koͤnnen , ob fuͤr dieſe zwey Rech⸗

nungsjahre die Summe des Kaſſenbudgets auf

Peine Weife kberfHritten worden fey, ”

wird im Wege der Ordnung erledigt werden . Wenn

die Rechnung geſtellt iſt , wird ſie von der Oberrech —

nungskammer revidirt , dem oberſten Juſtizdepartement
mitgetheilt , und wie das Reſultat der ſaͤmtlichen
Staatsrechnungen uͤber das zweyte Budgetsjahr auf

dem naͤchſten Landtag vorgelegt werden .

Der vierte und letzte Antrag , welcher
die Wiederbeſetzung der Stelle eines Kaſſencom⸗

miſſaͤrs in Gemaͤßheit des Statuts der Amorti⸗

ſationskaſſe

bezweckt , beruht auf der Unterſtellung Ihrer verehrli⸗
Hen Commiſſion , daß dieſe Stelle wirklich nicht beſetzt

ſey . Sie haͤlt den Kaſſencommiſſaͤr fùr einen Beamten

Die Abſicht ſeiner Anſtellung ſcheint ihr keine andere

geweſen zu ſeyn , als der Kaſſendirection eine unmit —

elbare Controlle beyzufuͤgen , um dadurch die Unab haͤn⸗

gigkeit derſelben von andern Behoͤrden zu wahren ,

Waͤren dieſe Unterſtellungen richtig , ſo waͤre auch
der Antrag begruͤndet . Sie ſind es aber nicht .
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Zwey und zwanzigſte Sttzung vom 15 .

Der Verfaſſer des Amortiſationskaſſe - Statuts diente

fruͤher in einem Lande , wo man die ſtaͤndigen Reſpi —

ciate Commiffionea hief , und die Kaffenrefpicierten

Kaſſeneommiſſaͤrs .
Mit ber Ereirung der Amortiſationskaſſe entſtand

ein neues Reſpiciat im Finanzminiſteris , und der dafür

ernannte Reſpicient wurde in dem Statut genannt , und

mit dem Namen Commiſſair bezeichnet .

Die Reſpicienten im Finanzminiſterio wechfelten ,

aber immer war ein ſolcher da , und er fehlt auch ge⸗

genwaͤrtig nicht , mithin auch der Kaſſencommiſſaͤr nicht ,

den der Status der Amortiſationskaſſe fordert .

Der Kaſſencommiſſaͤr iſt ein Mitglied des Finanz⸗

miniſteriums , alſo kein Kaſſenbeamter . Er hat keine

unmittelbare Einwirkung auf die Kaſſengeſchaͤfte , am

allerwenigſten aber die Funetion , welche ihre PAn

liche Commiſſion ſupponirte .

Uebrigens ſind gegenwaͤrtig noch zwey Beamte bey

der Amortiſationskaſſe angeſtellt , deren das Statut

gar nicht erwaͤhnt , naͤmlich ein Controlleur und ein

Zahlmeiſter !

Dieſe Vermehrung der Beamten hat in der Mug -

dehnung der Geſchaͤfte der Amortiſationskaſſe ihren

Grund , die ſich zur Zeit der Creirung derſelben wohl

nicht ermeſſen ließ , am allerwenigſten , wie fie nady

einer Reihe von Jahren ſeyn wuͤrde .

Eine Vereinfachung der Geſchaͤfte duͤrfte nach eini⸗

ger Zeit die Verminderung des Perſonals moͤglich

madhen :
i

Cebbaft überzeugt , dag nipt nur die Fundamen :

talbeſtimmungen der Amortiſationskaſſe , ſondern auch

die zur Sicherung derſelben vorgeſchriebenen Formen

gewiſſenhaft beobachtet werden muͤſſen , wird die Finanz⸗
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behoͤrde in der dreyfachen Controlle des oberſten Juſtiz⸗

departements , der Oberrechnungskammer und des ſtaͤn —

diſchen Ausſchuſſes resp . der Staͤndeverſammlung ſelbſt
feine Beſchraͤnkung ihrer Wirkſamkeit finden , vielmehr

dag Mittel , das Inſtitut der Amortiſationskaſſe in ſei—⸗

ner Reinheit zu erhalten .

Selbſt die verſchiedenſten Anſichten , welche ſich
Aber die Mumendung der beftehenden , gang allgemeinen ,

BWorfhriften entwideln , werden dahin führen , und eg

bleibt mir nur Der Wunfch brig , daf auch - die gegen =

waͤrtigen Bemerkungen zu dem Bericht Ihrer verehrli —

chen Commiſſion dieſen Zweck nicht verfehlen moͤchten .

Frhr . v. Falkenſtein : Es war nicht die Abſicht

der Commiſſion , der Regierung wegen nichtzweckmaͤßi —

ger Leitung der Amortiſationskaſſe Vorwuͤrfe zu ma —

chen ; man glaubte nur auf die Einhaltung einer be—⸗

ſtimmten Form beſtehen zu muͤſſen . Eine Ueberſchrei —

tung dieſer Form hat man darin gefunden , daß mehr

Schulden , als die beſtimmten 4,560,000 fle auf die

Amortiſationskaſſe uͤbernommen worden ſind . Wenn

es auch in der Verabſchiedung hieß , daß alle Paſſiva

der Staatskaſſe auf die Amortiſationskaſſe uͤbernommen

werden ſollten , ſo glaubte doch die Commiſſion , daß ſich

die zu uͤbernehmenden Paſſiva nur auf jene im Budget

der Amortiſationskaſſe beſtimmte Summe belaufen

durften .
Allerdings haͤtte die Nichtuͤberweiſung liquider For⸗

derungen von großem Nachtheil fuͤr den Staatscredit

ſeyn koͤnnen , allein das Statut der Amortiſationskaſſe

vom Jahr 1808 , die Conſtitution und das Geſetz vom

Jahr 1820 ſchreiben zu beſtimmt gewiſſe Formen fuͤr

die Verwaltung der Amortiſationskaſſe vor , als daß

man dieſe Form haͤtteuͤbergehen follen .
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Reg : Comm : Staatsrath Boͤckh : In dem Budget

der Amortiſationskaſſe wurde allerdings eine beſtimmte

Schuldenſumme angegeben , welche von der Staatskaſſe

auf die Amortiſationskaſſe uͤberwieſen werden ſoll . Allein

ein großer Theil von den zu uͤberweiſenden Schulden

mar damals der Regierung noch nicht genau bekannt .

Die Jahresrechnungen waren damals noch nicht ge⸗

ſchloſſen . Zu mehreren Zahlungen wurde die Staats :

faje erſt ſpaͤter gerichtlich verurtheilt ; oder es folgte

erſt ſpaͤter die Liquidirung , die fruͤher nicht moͤglich

geweſen war . Das Finanzminiſterium handelte bey

dieſer Gelegenheit ganz ſo , wie nach dem Funda⸗

mentalſtatute vom Jahr 1808 fruͤher in aͤhnlichen Faͤl —

len gehandelt wurde . - Sowie die Schulden , welche

im Jahr 1820 auf der Staatskaſſe hafteten , nach und

nach liquidirt wurden , uͤberwies es dieſelben auf die

Amortiſationskaſſe . Auch wird man keine beſtimmte

geſetzliche Vorſchrift nachweiſen koͤnnen, welche es durch

dieſes Verfahren verletzt haͤtte.
Frhr . v. Falkenſte in : Indem ich mich nochmals

auf meinen fruͤhern Vortrag , namentlich wegen Ueber —

ſchreitung der durch das Budget feſtgeſetzten Summe ,

berufe , bemerke ich noch , daß mir ein großer Unter —

ſchied zwiſchen einem Budget fuͤr die Einnahmen und

Ausgaben des Stgates , und zwiſchen einem Budget

zu ſeyn ſcheint , wodurch , wie in dem vorliegenden

Falle , die von der Amortiſationskaſſe zu uͤbernehmenden

Schulden beſtimmt werden . Wegen dieſer Schulden

fonnte eine Liquidation vorauggegangen feyns und man

durfte annehmen , - daf durd eine fotehe Liquidation

die Summe der Schulden im Voraus feſtgeſetzt wor —

den fey .
l !
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Zachariaͤ : Die vorliegende Erórterung at iwen ,

man fann fagen , eigene Gchrwierigfeiten , Fuͤrs Erſſte
eht fe in der genaueften Verbindung mit der Unterz

ſuchung uͤber das wahre Weſen unſerer Amortiſations⸗

kaſſe und gleichwohl iſt dieſe Unterſuchung , z. B . die

Streitfrage , ob und in wiefern dieſes Inſtitut als

felbſtſtaͤndig zu betrachten ſey , billig der Berathung
ber dag Budget der Amortiſationskaſſe vorzubehalten .

Zweytens haben wir noch keinen Botgang , an. mels

hen fich die Kammer , mag die über den Bericht deg

ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes zu faſſonden Beſchluͤſſe betrifft ,
anſchließen koͤnnte .

Ich werde mich in meinem Vortrage nach der

Reihenfolge der im Commiſſtonsberichte geſtellten An⸗
traͤge richten .

Der eefe Antrag betrifft die dankbare Anerken⸗

nung der verdienſtvollen Thaͤtigkeit des ſtaͤndiſchen Aus —⸗

ſchuſſes . Ich brauche kaum zu erinnern , daß ich die⸗

ſem Antrage meine volle Zuſtimmung gebe .
Die Commiſſion traͤgt weiter auf die Annahme der

in dem Berichte des ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes ausgefuͤhr⸗
ten Rechnungsbemerkungen an . Es duͤrfte fuͤr jetzt

hinreichend ſeyn , in dem Protokolle den Wunſch der

Kammer auszudruͤcken , daß dieſe Bemerkungen bey der

Verwaltung der Amortiſationskaſſe beruͤckſtchtigt werden
moͤchten .

Es wird drittens bedenklich gefunden , daß das

Finanzminiſterium eine groͤßere Summe Schulden , als

die in dem Budget der Amortiſationskaſſe beſtimmte
auf dieſe Kaſſe uͤberwieſen habe . — Dieſe Beſchwerde ,
wenn ſie begruͤndet waͤre, koͤnnte doch allemal nur die

Folge haben , daß das Uebermaaß noch jetzt auf die

Amortiſationskaſſe oͤbernommen werden muͤßte.
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Denn die Maßregel , die Staatskaſſe von allen Ruͤck⸗

ſtaͤnden frey zu machen , verdient an ſich gewiß den voll⸗

kommenſten Beyfall . Ein Privatmann handelt weislich ,

wenn er ein Capital aufnimmt , um ſeine kleinen Wirths

ſchaftsſchulden zu tilgen , die er fuͤr jetzt nicht durch ſeine

Einkuͤnfte tilgen kann . Jedoch kann ich mich uͤberall

nicht uͤberzeugen , daß dieſe Beſchwerde nach den im

Jahr 1820 gefaßten Beſchluͤſſen fuͤr gegruͤndet zu hal⸗

ten ſey . Die zweyte Kammer faßte im Jahr 1820 in

der ſechzehnten Sitzung den Beſchluß , alle damaligen

Paſſiva der Staatskaſſe auf die Amortiſationskaſſe zu

uͤbernehmen , und die erſte Kammer trat dieſem Be —

ſchluſſe unbedingt bey . Nun ſind zwar dieſe Paſſiva

in dem Budget der Amortiſationskaſſe zu einer beſtimm⸗

ten Summe angeſchlagen worden . Allein Fann : man

wohl jenen Beſchluß durch den Inhalt dieſer Urkunde

beſchraͤnken , da jener Beſchluß weder ausdruͤcklich ,

noch durch irgend eine Beſchraͤnkung der Schulden —

uͤbernahme auf dieſe Urkunde hindeutet ? Weit eher

wuͤrde ich der Meinung ſeyn , daß man in dem - Proto -

koll einen Vorbehalt gegen ſolche Schulden niederzule⸗

gen habe , welche nicht als Schulden der Staatskaſſe

botrachtet werden koͤnnten ; ingleichen , daß man ſich

gegen das Anwachſen aͤhnlicher Reſte ausdruͤcklich ver⸗

wahren folte .

Eg ift in dem Berichte vřerteng von der Wiri

famfeit deg Juſtizminiſteriums bey der Amortiſations⸗

kaſſe die Rede . Da muß ich nun zuvoͤrderſt bemerken ,

daß ich die Aufſicht des Juſtizminiſteriums uͤber die

Amortiſationskaſſe im Allgemeinen theils fuͤr uͤberfluͤ f

ſig , theils ſelbſt fuͤr nachtheilig halte . Fuͤr uͤber —

fluͤſſig, weil mir die Aufſicht des ſtaͤndiſchen Ausſchluſſes
zu genuͤgen ſcheint , weil mit der Einfuͤhrung einer ſtaͤn⸗
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diſchen Verfaſſung meiner Meinung nach , der Grund

wegfiel , aus welchem das Fundamentalſtatut vom Jahr

1808 das Juſtizminiſterium dem Finanzminiſterium zum

Waͤchter geſetzt hatte . Fuͤr nachtheilig — weil man die

Verantwortlichkeit mindert , wenn man die Zahl der

Verantwortlichen vermehrt ; weil man von den Mit⸗

gliedern des Juſtizminiſteriums nicht mit Billigkeit die

ſtaatswirthſchaftlichen Kenntniſſe fordern kann , welche

zur gehoͤrigen Fuͤhrung jener Aufſicht erfordert werden ,

weil man uͤberhaupt die Foͤrmlichkeiten nicht ohne Noth

vermehren ſoll . — Hiervon abgeſehen ſcheinen mir in

dem vorliegenden - Fale , d. H. bey der Uebermeifung
der Ruͤckſtaͤnde der Staatskaſſe an die Amortiſations⸗

kaſſe , die geſetzlich vorgeſchriebenen Formen keineswegs

verletzt worden zu ſeyn . Zwar hat das Juſtizminiſte⸗
rium nach der hier einſchlagenden Stelle des Geſetzes
vom 5 . Okt . 1820 darauf zu wachen , daf die Amorti -

ſationskaſſe nach den beſtehenden Statuten , und den

auf conſtitutionellem Wege zu Stande gekommenen naͤ⸗

heren Beſtimmungen verwaltet werde . Allein es iſt in

dem vorliegenden Falle kein die Verfaſſung der Amorti —

ſationskaſſe betreffendes Statut , ja nicht einmal , wie

ich fruͤher gezeigt zu haben glaube , eine voruͤbergehende

geſetzliche Beſtimmung verletzt worden .

Die weitern Antraͤge des Commiſſtonsberichts duͤrf—
ten nach den von dem Herrn Regierungscommiſſaͤr ge⸗

gebenen Erlaͤuterungen als erledigt zu betrachten ſeym

Frhre v . Weſſenberg : In Beziehung auf eine

Aeußerung des Herrn geh . Hofrath Zachariaͤ muß ich

bemerken , daß das Juſtizdepartement allerdings als

ſtaͤndiger Waͤchter des Inſtituts der Amortiſationskaſſe

anzuſehen ſey . Dieß liegt ſowohl in dem Sinne des

Fundamentalſtatuts dieſer Anſtalt , als beſonders in
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den Beſtimmungen des Geſetzes vom 5. Okt . 1820 . Dem

oberſten Juſtizdepartement liegt naͤmlich ob , genau dar⸗

auf zu wachen , daß die Amortiſationskaſſe wirklich nach

ihrer conſtitutionellen Beſtimmung , gemaͤß den beſtehen —⸗

den Statuten , aufrecht erhalten , alſo auch insbeſondere ,

daß ihre Ausgaben nicht uͤber die Graͤnzen , die ihr

Budget vorſchreibt , ausgedehnt werden . Sollte dem —

nach irgend eine weitere der Amortiſationskaſſe zugewie⸗
ſen werden , ſo duͤrfte die Uebernahme nicht anders , als

mit Bewilligung des oberſten Juſtizdepartements ge —

ſchehen . Dieſe Bewilligung iſt keineswegs dadurch

uͤberfluuͤſſig geworden , daß die Unterſuchung und Pruͤ—

fung der Jahregrechnungen durch . dag Gefez : von 1820

dem ſtaͤndiſchen Ausſchuſſe uͤbertragen wurde . Denn

das Juſtizdepartement iſt eine ſtaͤndige Stelle , die ihre

Wirkſamkeit ſtets ausuͤben kann , wogegen der ſtaͤndiſche

Ausſchuß nur ſelten und auf kurze Zeit zuſammen

kommt .
Reg . Comm Staatsrath Boͤcckh : Die Befugniß

des Finanzminiſteriums , eine Schuld auf die Amorti —

ſationskaſſe zu uͤberweiſen , muß jederzeit auf einem

Geſetze beruhen ; und ſie beruhte , was die in Frage

ſtehenden Schulden betrifft , auf dem Geſetze vom Jahr

1820 . So wenig das Juſtizminiſterium durch ſeine

Zuſtimmung den Abgang eines ſolchen Geſetzes zu er —

gaͤnzen im Stande geweſen waͤre , eben fo: wenig be -

durfte es der Zuſtimmung dieſes Miniſteriums zu einer

Ueberweiſung , zu welcher das Geſetz die Ernachnauns
gegeben hatte .

Staatsrath Baumgärtner : Ich muf vor allen

Dingen auf die beſtehenden Geſetze verweiſen .

Nach der Schuldenpragmatik vom Jahr 1808 konn

ten ohne Zuſtimmung des Juſtizminiſteriums keine neuen

—
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Staatsſchulden gemacht , oder auf die ———
uͤbernommen werden . Es war ehemals eine Hauptpflicht
die ſes Miniſteriums , uͤber die Aufrechthaltung dieſes

Geſetzes zu wachen . Durch die Verfaſſungsurkunde
aber iſt das Juſtizminiſterium dieſer Pflicht ausdruͤck⸗

lich enthoben worden . Die zweyte Pflicht , welche ehe⸗

mals dem Juſtizminiſterium in Beziehung auf die Amor⸗

tiſationskaſſe oblag , war die , die Rechnungen dieſer

Kaſſe abzuhoͤren ; und das Juſtizminiſterium hat ſich

immer angelegen feyn laſſen , dieſer Pflicht genau nach⸗

zukommen . Allein durch die Verfaſſungsurkunde wurde

es auch von dieſer Pflicht entbunden , und die Abhoͤr
dieſer Rechnungen dem ſtaͤndiſchen Ausſchuſſe uͤbertra —

gen . Erſt das Geſetz vom Jahr 1820 legte dem Juſtiz⸗

miniſterium wieder gewiſſe Verbindlichkeiten in Bezie⸗

hung auf die Amortiſationskaſſe auf . Die Bekanntma —⸗

chung dieſes Geſetzes fiel aber gerade in die Periode ,
in welcher die Juſtizſection des Staatsminiſteriums new

conftituirt wurde . ES mufte daher zuvoͤrderſt von die⸗

ſer Section ein Bericht wegen der Vollziehung des Ge⸗

ſetzes an das Staatsminiſterium erſtattet werden . Nach —
dem hierauf die erforderliche Inſtruction eingegangen

war , iſt das Geſetz genau von der Juſtizſection befolgt

worden . Die Amorkiſationskaſſe uͤbergibt dem Juſtiz⸗

min iſterium alle Vierteljahre eine Bilance .

Frhrev . Weſſenberg : Das Geſetz von 1820 iſt

durch das Regierungsblatt zur allgemeinen Kenntniß

gelangt . Seine volle Verbindlichkeit laͤßt ſich mitbin

von dieſer Bekanntmachung an nicht bezweifeln . Nach

dieſem Geſetz behaͤlt aber offenbar das Juſtizdeparte⸗
ment die Hauptverantwortlichkeit fuͤr die genaue Auf⸗

rechthaltung des Amortiſationskaſſen , Inſtituts inner -

halb ihrer geſetzlich beſtimmten Sphaͤre , und nach mei —
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ner Ueberzeugung kam es in Hinſicht der aͤltern Paſſiven ,

die erſt ſeit 1820 der Amortiſationskaſſe zugewie ſen wur⸗

den , dem Juſtizdepartement zu , zu unter ſuchen und zu

entſcheiden , ob die ſe Paſſtven wirklich zur Uebernahme

geeignet waren .

,

Reg . Comm . Staatsrath Boͤckhe Nach dem Geſetze

vom Jahr 1820 hat das Juſtizminiſterium darauf zu

wachen , daß die Amortiſationskaſſe den Statuten und

den auf conſtitutionellem Wege zu Stande gekommenen
naͤheren Beſtimmungen derſelben gemaͤß verwaltet werde ;

weiter hat es die Pflicht , ſich uͤber die Anlehen , welche

die Amortiſationskaſſe zu Erfuͤllung ihrer eigenen Ber -

bindlichkeiten zu machen berechtigt iſt , am Schluſſe

jeden Semeſters Rechnung vorlegen zu laſſen . Ich glaube

gezeigt zu haben , daß die Amortiſationskaſſe ſtatuten⸗

maͤßig verwaltet worden iſt ; auch wird jene Rechnung

oder Nachweiſung dem Juſtizminiſterium abgelegt wor⸗

den feyn .

Frhr . v. Weſſenberg : Das erſte und wichtigſte
Statut der Amortiſationskaſſe iſt wohl unſtreitig ſeine

Beſtimmung , und hiernaͤchſt fuͤr jedes Etatsjahr das

Budget . Sobald eine Ausgabe zur Sprache kommt ,

die nicht im Budget aufgefuͤhrt iſt , oder die Ausgabs⸗

poſten , die das Budget bewilligt , uͤberſteigt , ſo liegt

meineg Erachteng der Verwaltung der Amortiſations⸗

kaſſe ob , die Sache an das Juſtizdepartement zu brin⸗

gen , und deſſen Entſcheidung abzuwarten .
Frhr . v. Tuͤrkheim : Blos auf eine Bemerkung

im Commiffiongberiht muf ih zuruͤckkommen , welche

mir niht unerheblich und nicht ungegruͤndet ſcheint,

daß naͤmlich mehr Paſſiven auf die Amortiſationskaſſe

uͤbertragen worden ſind , als dieſelbe nach dem Finanz⸗

geſetz vom Jahr 1820 zu uͤbernehmen gehabt haͤtte.
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Es muß zwiſchen der Abſicht , welche einem Geſetz

zum Grunde liegt , und zwiſchen dem , was in Gemaͤß⸗

heit dieſer Abſicht wirklich ausgeſprochen worden iſt ,

wohl unterſchieden werden . Die Abſicht war im vor —

liegenden Fall allerdings , alle Paſſiven und Activen der

Staatskaſſe auf die Amortiſationskaſſe zu uͤberweiſen ,
um zur Einfuͤhrung einer Ordnung im Stdatshaushalt
die Vergangenheit von der Gegenwart abzufchneiden .
Allein das aus dieſem Zweck hervorgegangene Geſetz

beſtimmte doch einen gewiſſen Betrag von aͤltern Paſ —⸗

ſiven , ſo weit ſolche naͤmlich damals erhoben waren ,

welche der Amortiſationskaſſe uͤberwieſen wurden , und

auf dieſen beſtimmten Betrag beſchraͤnkte es ſich daher

wenigſtens ſeiner Form nach .

Daß ſich in der Folge mehr Paſſiven vorfanden ,
als beyh Entwerfung des Budgets bekannt waren , liegt

ſo ſehr in der Natur der Verhaͤltniſſe bey dem Ueber —

gang des Staatshaushaltg aug einem verworrenen Zu -
fand in eine newe Ordnung , daß eg Hierġber féineg

Warteg der Rechtfertigung bedarf , und eben fo richtig

if e8 , dag nah dem Zmed des Gefeges auch jene

neuentdeckten Paſſiven ebenfalls der e

zugewieſen werden mußten .

Allein eine Form des Geſetzes ſcheint mir ba
Dadurch Åberfchritten worden zu feyn , daß uͤber den

darin ganz beſtimmt ausgedruͤckten Betrag auh jene
weiteren Schulden von dem Finanzminiſterium einſeitig
der Amortiſationskaſſe uͤberwieſen wurden . Dieſes fuͤr
das Land ſo wohlthaͤtige Inſtitut beruht auf dem Cre —

dit , welcher auch an vorgeſchriebene Formen gebunden

it , beſonders wo dieſelden ſeine Unabhaͤngigkeit von

dem Finanzminiſterium ausdruͤcken .
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Sehr richtig iſt es , daß poſitive Verbindlichkei⸗
ten des Staats nicht unerfuͤllt bleiben duͤrfen , wenn

ſie in ein Budget nicht aufgenommen worden ſind ,

was einen Dritten nicht beruͤhrt ; aber erſtlich glaube

ich daß es in dem Staatshaushalt , wo Bedarf und

Huͤlfsmittel nicht in jedem Augenblick gegen einander

aufgehen , vielleicht wohl moͤglich haͤtte gemacht wer⸗

den koͤnnen , ohne Verletzung des Anſpruchs der Glaͤu⸗

biger die Ueberweiſung der neu entdeckten Paſſiven

noch bis zur naͤchſten Verſammlung der Staͤnde , oder

wenigſtens des ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes hinauszuſchieben ;

wenn aber ſolches nicht thunlich war , ſo glaube ich ,

daß zur Vermeidung eines Anſcheins von formeller

Verletzung des Amortiſationskaſſe - Inſtituts wenigſtens

das Juſtizdepartement nach dem beſtimmten Wortlaut

des Geſehes vom Jahr 1820 . 5 . beyzuziehen gewe —

ſen waͤre .

Jede Budgets - Poſition , muß in einer beſtimmten

Summe ausgedruͤckt ſeyn , und am meiſten iſt dieß bey jenen

noͤthig , welche ſich auf die Regulirung des Staats ſchul⸗
denwefens beziehen . Es tritt hier das naͤmliche Ver —

haͤltniß ein , wie bey einem verſchuldeten Privatmann ,

welcher mit einem andern uͤbereinkommt , daf er ihn ,

wie man fih augaudrůden pflegt , rangiren folts wenn

ein ſolches Uebereinkommen getroffen , und von dem Letz⸗

tern hiernach ein Rangirungs - Plan entworfen iſt , ſo

kann ohne Stoͤrung deſſelben von dem Erſtern keine nach⸗

traͤglich entdeckte Schuld einſeitig in dieſen Plan einge⸗
ſchoben werden , wenn gleich die Argumentation , daß der

Zweck des ganzen Arrangements in der Tilgung aller Schul⸗

den beſtehe , an ſich richtig waͤre, ſondern dieſe Einſchle —

bung muß durch denjenigen geſchehen , welcher das Ran⸗

giren uͤbernommen hat , theils well ſonſt Irrungen ent —

ſtehen koͤnnten , theils und hauptſaͤchlich aber , weil es

den Glaͤubigern Mißtrauen einfloͤßen wuͤrde .

Suin

AE- &
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Nach dieſer Anſicht finde ich in dem zur Sprache
gekommenen Fall zwar keine weſentliche Verletzung des

Amortiſationskaſſe⸗ - Inſtituts , aber doch eine Hintanſetzung
der des oͤffentlichen Zutraueus wegen nicht unwichtigen

Formen , und fann daher dem von dem Herrin Regies

rungs - Commiſſaͤr bey der punctweiſen Beleuchtung deg

Commiſſions - Beecichts als refrein wiederholten Schluß ,
daß die Regierung zu dem — ſehr beſcheiden ausgedruͤck⸗
ten — Wunſch , die Amortiſationscaſſe aufrecht zu erhal⸗

ten , keine Veranlaſſung gegeben habe — nicht beyſtim⸗
men .

Sr . Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Loͤwenſtein :

Dieſe Anſicht iſt auch die meinige . Bey der Amortiſati —

onskaſſe darf nichts ſchwankend und unbeſtimmt ſeyn .

Frhra v. Baden : Der Ausſchuß gieng von folgen⸗

der Anſicht aus . In dem Budget der Amortiſationskaſſe
war die von dieſer Kaſſe zu uͤbernehmende Schuldenlaſt
in Zahlen beſtimmt .

Sollte dieſe geſetzlich beſtimmte Summe uͤberſchrit⸗
ten werden , ſo bedurfte es einer Legaliſation .

Dieſe Legaliſation war von dem Juſtizminiſterium

zu ertheilen , da der ſtaͤndiſche Ausſchuß nur einmal am

Ende des Rechnungsjahres , in welchem kein Landtag zu -

ſammen kommt , einberufen wird .

Frhr . v . Zyllnhardt : Ich muß als Mitglied
des ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes dieſe Anſicht durchzaͤngig be⸗

ſtaͤtigen . Es iſt allerdings richtig , daß , wie der Herr
Staatsrath Baumgaͤrtner bereits bemerkt hat , die Schul⸗

den⸗Pragmatik durch die Verfaſſungs - Urkunde aufgeho —
ben worden iſt . Gleichwohl iſt die Juſtizſection oder

das jetzige oberſte Juſtiz - Departement nach dem deutli⸗

chen Wortlaut des in der Conſtitution 8. 22 . beſtaͤtigten
Statuts der Amortiſationskaſſe und des Geſetzes vom Jahr

1820 fortdauernd als der uͤber die Amortiſationskaſſe ge⸗

ſetzte Waͤchter zu betrachten . In dem Schreiben , durch
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welches der Ausſchuß einberufen wurde , war beftimmt

F | von Der vorgenommenen Ubhór ver Rechnung der Mmor ”

—
| tiſationskaſſe die Rede . Der Ausſchuß mußte daher glau⸗

iaai
ben, vaf diefe Abhoͤr nach der geſetzlichen Vorſchrift durch

g die vormalige Yuftize Section gefhehen fey .

q Staatsrath Baumgaͤrtner : Die Regierung hat⸗

bluf
te eine andere Anſicht , und ich glaube mit Redt .

— Regierungs ⸗Commiſſaͤr , Staatsrath Boͤckh :

e Das Suftiz - und das Flnanz⸗ Miniſterium hatte nach

fim
den beſtehenden Geſetzen zu verfahren , Nun iſt zwar

behauptet worden , daß zufolge deg Budgets vom Jahr

—
1820 die Schulden der Staatscaſſe nur bis zu dem Be -

tifatis trage Lon 4,600,000 fi.. auf dieAmortiſationskaſſe uͤber⸗

J
wieſen werden durften . Allein es ſpricht gegen dieſe Be⸗

—
hauptung der Wortlaut des Geſetzes vom Jahre 1820 .

staf
Aud. wirde man fich in unuͤberwindlicheSchwierigkeiten

enlaft
verwickelt haben, wenn man die Schulden der Staats⸗

kaſſe nur bis zum Betrage jener Summe an die Amorti⸗

—
ſationscaſſe haͤtte verweiſen wollen, Denn welche Glaͤu⸗

biger haͤtte man zur Ueberweiſung auswaͤhlen koͤnnen ?

—
oder haͤtte man zu einer Verlooſung ſeine Zuflucht nehmen

— ſollen? Zudem fonnte die Uebermeifung , fo wie die liz

g aue
quidirung der Schulden nur nach und nach geſchehen,

ubberhaupt iſt die Einhaltung des Budgets die ſchwerſte

tglied
Aufgabe und eine gorderung/ welche von feinem Finanz⸗

abe
miniſterium vollſtaͤndig erfuͤllt werden kann . Alle Staͤn⸗

Hert
deberſammlungen in der Welt ſind deshalb mit dem Fi⸗

nanzminiſterium im Streit , und werden es immer ſeyn .

—* | Shon oft haben wir in andern Staaten Die Mit-

adet glieder: Der Minifterien wechſeln feen , und die der Op⸗

— —
poſition , kaum auf der Bank der Minifter angelangt , Abre

tigten
Sproche aͤndern hoͤren , nicht weil fie ihre Geſinn ungen

Jabe geaͤndert hatten , ſondern weil ſie nun die Unwoͤglichkeit

ie ger
einſahen , dag, was ſie fruͤher von ander , verlangten ,

duro
ſelbſt zu erfuͤllen . So wenig ein Baum Liſter im Stande

Protokolle der 1. Kammer . 35
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iſt , ſeinen Bauuͤberſchlag genau einzuhalten , eben ſo
menig fann ein Miniſterium ſich verpflichten , oder per

pflichtet werden , dem Ueberſchlage tem eg nadh einet

Wahrſcheinlichkeltsrechnung gemacht hat , ſtrenz treu zu
blelben . Auch die geringſten Kleinigkeiten muͤßte man
bey Dietr Unterteilung im Worang beſtimmen koͤnnen ;
und waͤre dieſes moͤglich ſo wuͤrde die Regierung , welche die
Zwecke realiſtren und die Mirtel dazu waͤhlen ſoll , ei⸗
ner bloßen Executis⸗Behoͤrde herabfallen — 2
den Budgets im Allgemeiden gilt , gilf arh pon dem Bud⸗
get der Amortiſations Rafe , Nur dann , wenn das Fi—
nanzminiſterium ohne einen zuͤltigen Grund das Budget
uͤberſchritten , wenn es . B . unnoͤthige Ausgaben gemacht
bat , hateg die ihm obliegende Plichten verletzt . Nur
das kann alſo der Gtreitpunet zpiſche dem Finanzmini⸗
ſterium und den Staͤnden in Faͤllen dieſer Nrt ſeyn .

Shr . b. Tauͤrkheim : Ich habe nicht behauptet ,
daß alle ein zelnen Poſilivnen in dem Budget Geſctze ſeyen .
Vielmehr ſehe auch ich die einzelne AusgabsPoſitionen
nur als Belege der uͤbergebenen Berechnungen des Staats⸗
bedarfs an . Aber zweyerley Gattungen von Poſitionen
giebt es , wo man ſich genau an die genehmigte Summe
halten muß , — bey den verwilligten Abgaben , nd den
in beſtimmtem Betrag conſentirten Schulden . Meine Ab⸗
ſicht gieng uͤbrigens nur dahin , auf die Feſthaltung ge
wiſſer Formen aufmerkſam zu machen , welche den Credit
des Staates zu erhalten beſtimmt ſind . Auf die Behaup⸗
tung , Daf durch das Finanzgeſetz vom Jahr 1826 alle
Paſſiven der Staatskaſſe , und nicht blos der in der Bud⸗
getspoſtlivn angegebene Betrag von 4,660,000 f : auf die
Amortiſationskaſſe uͤberwieſen worden ſeyen , bemerke ich
nur , daß der Beſchluß der zweyten Kammer , welchem
die erſte beygetreten iſt , und das Budget der Amortiſ . Kaſſe ,
auf welches ſich dieſer Beſchluß bezog , als elerens und
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ben fo
relatum an betrachten : feyen , dieß zeigt der natuͤrli⸗

che Zuſammenhang unſerer Verhandlungen .
d

i diet Frhr . v. Weſſenberg ; Mit der Anſicht , daß die

tren zu Pofitionen des Budgets nicht fo febr alg Geſetz als wie

ie mai Rechnungs⸗ Beyſpiele anzuſehen ſeyen , weiß ich das

oͤnnen; Wefen des Budgets nicht zu vereinigen . Dag ganze

ſche die Bunget beſteht blos aus den einzelnen Poſttienen. Sind

zu ei⸗ ieſe nicht geſetzlich verbindlich , ſo ſehe ich nicht ab , wie

Son dag Budget alë Gefen beleren tnne .

n Bud Regierungs Comm . Staatsr . Boͤckh : Inſofern das

Jaó i - | Budger der Amortiſations kaſſe die Dotation dieſet Caſſe ,

Fudget und die aus dieſer zu leiſtenden Capital⸗ und Zinszah⸗
emacht lungen bhetraf , in ſo fern es alſo die Amortiſationskaſſe in

Itur |
der engern und eigentlichen Bedeutung zum Gegenſtande

mini - batte , it eg auf feine Wife veråndert morden , Die

Amortiſationskaſſe hat durch die ihr uͤberwieſenen Reve —

uptet ,
nuͤen mehr als die vorgeſchriebene Dotations ſumme erhal⸗

ſehen
|

ten , amd mufte am Ende beg Jahrs das Plus zuruͤck⸗

tionen | bien
; i i —

aats⸗
Die Capitals und 3i ( ungen wurden aufg pinti -

lih ao f g soy h nag ADnDa
4

tionen | Hre getetftet . Terner iE pag . VuDaet auch in ſo welt

imme reng eingehalten worden , gls es den Erloͤs aus Ber -

d den Uüuſſerungen zur Schuldennilgung beſtimmte
Sr . Durchlaucht der Herr Fürſt v. Loͤwenſtein :

7 f 3n fruͤherer Zelt waren Die Pofitionen der Amortiſatlons⸗
Gresit | Eie Doh bleibend und unveraͤnderlich . Die Adminiftraz

edaup- ⸗lonskoſten paben fich gleichwohl hoͤher belaufen , als ſie

alle im Budget angeſetzt waren .

Bud - | Regierungs - Commigår Staatsrath Boͤckh : Al⸗

engs aber wegen awen belonderer Und außeror⸗

keſhe dentlicher Faͤlle , deren ich bereits gedacht habe . Ueber —

haupt haͤngt der Betrag der Verwaltungskoſten gar ſehr
chem

Rafe , | VON ven jedesmaligen Umſtoaͤnden ab . Vielleicht belau⸗

Sund | fen fie fih in dem nádften Johre nur auf 10,000f ,
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Srhr . v. Gayling : Die Hauptſache bleibt immer ,

daß 155000 fl . mehr an Schulden auf dte Amortifati -

onskaſfe uͤberwieſen worden ſind , als auf ſie haͤtten uͤber —

wieſen werden ſollen . Daß bey der Uebernahme der auf

der Staatskaſſe haftenden Schulden auf die beſtimmte

Summe von 4,660,000 fi. gefehen worden feye , ergiebt

fih mop ! befimmt aug den Landragg - Verhandlungen ,

inêbefondere auh aug den úber die Aufnahme eineg Dar -

leihens ven 5 Millionen . Wenigſtens haͤtte es , um die

im Budget enthaltene Summe uͤberſchreiten zu duͤrfen,

einer Legaliſation durch das Juſtizminiſterium oder den

Ausſchuß bedurft .
Die Commiſſton hat hauptſaͤchlich die Feſthaltung des

Fundamental - Statuts und des Geſetzes vom Jahre 1820

vor Augen gehabt , nach welchen zu einer Belaſtung der

Amortifationgfaffe nah §. 5. * Statuts eine gewiße
Publicitaͤt erforderlich iſt .

Vorwuͤrfe uͤber die Danatama der Amortiſations⸗

Faje hat die Commiffion der Regierung nicht machen wot -

fen . Aud fann ih der Bemerfung des Herrn geh . Hof -
raths Zachariaͤ nicht beytreten , daß man annoch zu unter⸗

ſuchen habe , ob die uͤberwieſenen Schulden auch wirk —

lich Staatsſchulden ſeyen . Wegen dieſes Punetes koͤn⸗

nen wir dem Ausſchuſſe vertrauen , der gewiß auch dieſen

Gegenſtand genau unterſucht hat .
Die uͤbrigen in dem Commiſſionsberichte enthalte —

nen Erinnerungen werden bey der naͤchſten Abhoͤr der Rech⸗
nung durch den Ausſchuß beruͤckſichtigt werden koͤnnen ,

oder ſchon in der neuen Rechnung beruͤckſichtigt worden

fegn .

Regierungs - Commiſſaͤr Staatsrath Boͤckh : Die

Mitwirkung des Juſtizminiſterii war fuͤr den in Frage

ſtehenden Fall nirgends geſetzlich vorgeſchrieben .

Weunn ſie gleichwohl Statt gefunden haͤtte , ſo wuͤrde
ſie rechtlich unwirkſam geweſen ſeyn . Allerdings koͤnnen

san

rana

e

AG

Fh

~

eo

—

N
A,



ner ,

ati -
þer -

auf

mte

iebt

yen ,

) ar⸗

die

fen ,
den

des

820

der

viße

mg -

vol -

dof⸗
ter⸗

irf -

fón -

efen

lte⸗

ech⸗
nen ,

den

Dié

sage

irde

nen

Zwey und zwanzigſte Sitzung vom I5 . Juny . 547

die Kammern fuͤr kuͤnftige Faͤlle andere Beſtimmungen zu

erzielen ſuchen . Haͤtte man ſich ſchon bey den Verhand⸗

lungen im Jahre 1820 in dieſem Sinne erklaͤrt , ſo wuͤrde

die Regierung veranlaßt geweſen ſeyn , ſchon damals auf

die mit einer beſchraͤnkten Uebernahme der auf der Staats -

kaſſe haftenden Schulden , verbundenen Schwierigkeiten
aufmerkſam zu machen .

Frhr . v. Tuüͤrkhe im : Ich muß noch auf die Worte

des zen Artikels des Geſetzes vom Jahr 1820 aufmerk⸗

ſam machen . Es heißt darin nicht biog , daf in Ju -

ftiz - Section auf die Verwaltung der Amortiſations⸗

kaſſe nach den eonſtitutionellen , ſondern nach den

auf conftitutionel lem Wege zu Gtande ges

kommenen naͤhern Beſtimmungen zu wachen habe .

Dieſe Worte ſcheinen allerdings auf die Einhaltung des

Budgets bezogen werden zu muͤſſen.

Staatsrath Baumgaͤrtner : Wie haͤtte aber die

Yuftiz - Section zur Kennmif Der Ueberſchreitung des

Budgets anders gelangen koͤnnen , als durch Abhoͤr der

Rechnungen ? Dieſe aber ſteht ihr nach der Verfaſſungs⸗

Urkunde nicht weiter zu .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Es iſt hier von dem Ver⸗

haͤltniſſe der Regierung zu den Staͤnden die Rede , nicht

aber yon dem , mas in dem Berfehr einer Regierungs -

behórde mit der andern auf diefer oder jener Geite etwa

unterlafen worden fey . Zm vorliegenden Fall wird

behauptet , daß das Grosh . Finanzminiſterium wegen

ueberſchreitung des Budgets ſich mit dem Juſtizde⸗

partement haͤtte benehmen ſollen .

Nach einer weitern Beſprechung , bey welcher der

Frhr . v. Falfen fein die Gruͤnde für die im Com -

miffiongberihr enthaltenen Hauptantraͤge kuͤrzlich wieder⸗

polte , der Herr Regierungs Commiſſaͤr aber noch nach⸗

raͤglich anfuͤhrte ,daß die Erinnerungen des ſtaͤndiſchen

Ausſchuſſes wegen der Einrichtung der Rechnungen der

a aeam aa a —
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Amortiſationskaſſe bereits groͤßtentheils beruͤckſichtiget
worden ſeyen , indem man z. B . der Cafen - Direftion
unterſagt habe , Contoeurrents mit Banquiers zu fuͤh—
ren , ferner , daß er bereit ſey , wegen der Beſchaffen⸗
heit der uͤberwieſenen Schulden alle etwa erforderli⸗
chen Rechnungen und Belege mitzutheilen , alle nur
immer gewuͤnſcht werdenden Aufklaͤrungen zu geben ;
bemerkte der Vicepraͤſtdent , daß allerdings der
vorliegende Gegenſtand der Berathung , was die Art
ihn zu erledigen betreffe , das Eigenthuͤmliche habe ,
daß der ſtaͤndiſche Ausſchuß von beiden Kammern er -
nannt worden fepe , und feinen Bericht an. beide Kam -
mern . erfattet habe , daf vieleicht die Beſchluͤſſe der
einen und der andern Kammer ſich kreuzen koͤnnten ,
und daß die fruͤhern Verhandlungen noch keinen Vorgang
fuͤr dievorliegenden enthielten und enthalten koͤnnten . Es
frage ſich daher vor allen Dingen : ob in der Sache eine
Mittheilung an die zweyte Kammer zu erlaſſen ſey ,
oder ob es hinreichen duͤrfte , die etwa auszuſprechen⸗
den Wuͤnſche und Erklaͤrungen im Protokolle niederzu⸗
legen .

Nachdem ſich der Landoberjaͤgermeiſter v. Rett -
ner und der Frhr . v. Zylluhardt fuͤr die zweyte
Meinung erklaͤrt hatten , letzterer mit dem Zuſatze , daß
der ſtaͤndiſche Ausſchuß ſeine Criunerungen dem Staats -

, minifterio bereits mitgetheilt habe , und alſo abzuwar —
ten ſey , ob dieſe bis zur naͤchſten Rechnungsablage
beruͤckſichtigt werden wuͤrden ,

beſchloß
die Kammer ,

einſtweilen in der Sache keine Mittheilung an
die zweyte Kammer zu erlaſſen.

Auf die hierauf von dem Vicepraͤſidenten
gehaltene Umfrage erflárte fich die Rammer zuvoͤr⸗
derſt

m

ni

di
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get mit dem erſten in dem Commiſſions - Berichte
oN enthaltenen Yntrage einftimmig får ein yer-b -

tanden .
I7 Bey dem zweyten Antrage der Commiſſion be -

rli- merfte der Frhr . v. Weffenberg , dag finer Meiz

j nung nach diefer Antrag noch naͤher dahin zu beſtim —
Ri

men ſeyn wuͤrde :

z t „ Nach der Ueberzewgung der . Kammer habe

b
die Verwaltung der Amortiſations kaſſe keine

nA Ausgabe , die nicht beſtimmt in dem Budget
bewilligt und angewieſen iſt , zu uͤbernehmen,

* ohne vorher som oberſten Inſtizdepartement
dazu die Bewilligung erhalten zu baben . “

Nachdem hierauf von dem Hofrath v. Rotteck

und von andern bemerkt worden war , daß der vor —
Eg

liegende Commiffongantrag in, der genauften Berbin -

* dung mit dem demnaͤchſt zu berathenden Budget der

* Amortiſationskaſſe ſtehe ,

bef odlog
M

die Kammer ,

S
die Abſtimmung uͤber dieſen Antrag einſtweilen ,

* und big zur Berathung uͤber das Budget der

$
Amortiſationskaſſe auszuſetzen .

*
Den dritten und vierten Antrag endlich betreffend

beſchloß
die Kammer ,

ge
wegen der von dem Herrn Regierung - Com -

miſſaͤr in dem zu Anfang der Berathung ge —
haltenen Vortrage gegebenen Erlaͤuterung auf
ſich beruhen zu laſſen .

Von dem Vicepraͤſidenten aufgefordert er —

ſtattete nunmehr der Landoberjaͤgermeiſter v. Kettner

E
Bericht Namens der zur Begutachtung der Motion deg

Hofraths v. Rotteck wegen Abſchaffung der Skaats —

frohnen ernannten Commiſſion .



Mi

n

Protofolle der Erten Kammer .

Beylag e Ziffer 66 .

( fehe Beplage - )
Die Kammer

beſcchloß
die Berathung daruͤber in einer der naͤchſten
Sitzungen vorzunehmen .

Beym Schluſſe der Sitzung legte der Vicepraͤ —
ſident der Kammer eine von dem Juſtizamtmann

Pfiſt er eingereichte Schrift

„ Antrag auf Verbeſſerung des Hypothekenwe —

ſens mittelſt Errichtung einer Landeshypothe —
kenkaſſe und Einfuͤhrung einer Hypothekenſteuer “

vor. ⸗

Frhr . v. Zyllnhardt .

Zahari ,

Beylag e Ziffer 62
Commiſſionsbericht

iber die vorgelegten ergångenden Artikel

zu dem Geſetzentwurfe uͤber das Verfahren
in Faͤllen der Anklage gegen Miniſter und

Mitglieder der oberſten Staatsbehoͤrde ,

wegenVerletzung der Verfaſſung oder ver —

faſſungsmaͤßiger Rechte .
Erſtattet von dem Staatsrathe

Frhrn . v. Zyllnhardt .

Der von der Kammer genehmigte Antrag der Com⸗

miſſion , daß dem einer Verletzung der Verfaſſung
oder verfaſſungsmaͤßiger Rechte fuͤr ſchuldig erklaͤrten

,

obe

weg
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oberſten Staatsbeamten das Rechtsmittel der Reſtitution

wegen neu aufgefundener Beweismittel ( nicht Thatſachen )
zugeſtanden werden moͤge , veranlaßte die Regierung , eis

nige hierauf ſich beziehende Zuſatzartikel entwerfen und

hſten vorlegen zu lafen . Ihre Pruͤfung iſt der Gegenſtand des

gegenwaͤrtigen Vortrags .

prå - Bei der innern Unwahrſcheinlichkeit , daß dieſe Bez

nann | Rimmungen prafiifhe Bedeutſamkeit erhalten , werden ,

und bey der Bedenklichkeit , welche dem Eingehen in das

nwe - Einzelne moͤglicher Faͤlle immer entgegen ſteht , ſchien

othe- es hinreichend , in wenigen einfachen Saͤtzen , das We —

uer” ſentiiche und Eigenthuͤmliche dieſer Beſtimmungen zu be⸗

zeichnen , uͤbrigens im Allgemeinen auf die meiſtens auch

hier anwendbaren Verfuͤgungen des ſchon vorgelegten Pro⸗

cedurgeſetzes hinzuweiſen , und alles Weitere im einzel⸗

nen Falle dem Ermeſſen des Gerichtshofes , welchem nach

§. 61 . des Entwurfs des Procedurgeſetzes ſo Vieles uͤber⸗

laſſen bleibt , und bleiben muß , zu uͤberlaſſen . Die Com⸗

miffon findet indeffen keinen Anſtand dabey , in ihrem

Vortrage den einzelnen Artikeln , ſo wie ſie hier vorge⸗

ſchlagen ſind , zu folgen .
Nusk

ifel beſchraͤnkt den in der Obergerichtsordnung §. 152 :

iren dem Reſtitutionsklaͤger geſtatteten zweymonatlichen Ter⸗

und min auf 30 Tage . Da in den Faͤllen , wovon hier die

De , Rede ift , die Beſtimmungen des Civilproeeſſes keine An⸗

ber : wendung finden , ind da eg hier hófi wuͤnſchenswerth iſt ,

daß die letzte Entſcheidung ſo ſchleunig herbeygefuͤhrt wer⸗

de alg eg ohne Rechtsverletzung geſchehen kann , ſo erſcheint

dieſer Vorſchlag als rechtlich zulaͤßig , und als zweckmaͤßig.
Dagegen glaubt die Commiſſion — in Folge ihres

fruͤhern Antrags , daß die Anklageacte im Originale

Som -
dem Praͤſidenten des Staatsgerichtshofs zugeſtellt wer⸗

fung
de — dafuͤr ſtimmen zu muͤſſen , daß ebendemſelben

rien auch das Wiederherſtellungsgeſuch mit ſeinen Beplagen

von dem Imploranten uͤbergeben werde . Gegen

drotokolle der 1. Kammer . 36
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Soa
!

fheint feine Cinwendung Statt au finden ; dod mòde
te eine nåhere Bezeichnung deſſen rathſam ſeyn , was
ber Neftitutiongeid , und alfo auch das Erbieten dazu
enthalten ſoll . Eine ſolche naͤhere Beſtimmung findet ſich
H. 154 . der Obergerichtsordnung ; indeſſen konnte die

Commiffion diefe nicht får gang pafend erfennen , aber
eben darum fehien ihr eine andere bier noͤthig — unbe⸗
ſchadet uͤbrigens der Befugniß des Gerichtshofes , inje
Bem einzelnen Fale die eigentliche Eides - Formel gu

entwerfen . Sie glaubt naͤmlich, daß es zum Mißbrauch
des geſtatteten Rechtsmittels fuͤhren koͤnnte , wonn der

Reſtitutionseid , wie es in der Obergerichtsordnung ge⸗
ſchah , auf die Meinung des Imploranten von der Rug —
lichkeit der neuen Beweismittel ausgedehnt wuͤrde ; viel⸗
mehr ſchlaͤgt ſie vor , dieſen Eid darauf zu beſchraͤnken,
daß der Implorant die neuen Beweismittel 30 Tage vor
der Einreichung des Wiederherſtellungsgeſuchs weder
batte , noh baben fonnte ,

8. 3 .
ſetzt voraus , daß die Reſtitution nicht allein vor derfelben
Behoͤrde , welche das Urtheil ausſprach , ſondern auch
vor denſelben Perſonen , aus welchen dieſe Behoͤrde
damals beſtand , angebracht werde . So wenig gegen das
erſte zu erinnern iſt , und ſo wuͤnſchenswerth es waͤre , daß
auch das Letzte immer geſchehen koͤnnte , ſo ſcheint doch
die Schwierigkeit nicht beſeitigt werden zu koͤnnen , welche
in der nur achtjaͤhrigen Dauer der jedesmaligen Zuſam⸗
menſetzung des Staatsgerichtshofes liegt ; und doch iſt
es eine , auch in unſerer Obergerichtsordnung anerkannte
Forderung der Gerechtigkeit , daß aus demſelben Grunde ,
welcher fuͤr das Zulaſſen der Reſtitution uͤberhaupt ent⸗
ſchied , auch von den neuen Beweismitteln noch Gebrauch
gemacht werden Enne , deren Mufindung erft nach Ab -

ſauf jener acht Jahre moͤglich wurde . Daher glaubte
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‘ Me Commiſſton , dad es , ſtatt vor denſelben Richtern

h u. fw . ” nur beifen Éónne : „ ebenfalls vor dem Staatsge⸗
pa richtshofe. “
zzu Wegen der Ergaͤnzung dieſes Gerichtshofs , und der

ih Anwendung des Fen 37 . Des Procedurgefezes Bezieýt fe

die fich auf ihren Vortrag uͤber das Procedurgeſetz . — Die

jer Beeidigung der neueintretenden Richter durch den Praͤſt⸗

be⸗ denten ſcheint ſachgemaͤß. Eben ſo
je⸗ Cerei

zu doh mit der Abaͤnderung , daß die zur Zuſammen⸗

ich berufung des Staatsgerichtshofs beſtimmte Friſt , nach
er dem , mag weiter oben , und fehon in dem fruͤhern Vortrag

zee gefaat murde , von der Cinreihung bey dem Pråfi
fe benten abhángen mug .
el⸗ &. f :
n , iſt wohl keiner gegruͤndeten Einwendung ausgeſetzt , da

or der Auftrag der Mnflagecommiffarien ohne Zweifel mit

er ihrer Eigenſchaft als Staͤndemitalieder aufhoͤrt . Ehen

dief gilt jedoch auch von Den Stellvertretern , ſo daß ,

wenn auch diefe aug den Kammern angetreten find , ene

en neue Wahl noͤthig wird ,

ch Die

ye 6 . - 9 .
$ Rimmen mit der Anficht der Commifión uͤberein , nur

f dürfte im legten Gen ffatt A bfaffung — da man diefes

ch Ausdruck haͤufig nurvon der Redac tion zu gebrauchen

je pflegt —, Faͤllung des Urtheils “ zu feren fegn . — End -

j > lih muf wohl des Koſtenpunkts ausdruͤcklich er waͤhnt

f werden , nd es feheint in der Matur der Sae gegrån -
e det , Dag , wenn dag Mekitution gefucdh verworfen wird ,

t ; dem Imploranten alle hierdurch veranlaßte Koſten , ohne

⸗ die F. 57 . des Procedurgeſetzes gemachte Unterſcheidung ,

b | aer Laft fallen .
4

| Mit dieſen Bemerkungen traͤgt die Commiſſton aitf
ç die Annahme der Zuſatzartikel an , Uebrigens iſt ſie aurh

aunorat pijana VEE E T . Vaa AN a R , <
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hamit einverſtanden , daß dieſe , nach dem Vorſchlage des

Herrn Regierungscommiſſaͤrs , zwiſchen die bisherigen SÉ,
0 . und Gi . des Procedurgeſetzes eingeruͤckt werden .

Karlsruhe den rr , Juni 1822 .
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Beylage Ziffer 63 .

Geſetzentwurf

aͤber die Beſtimmung der Heimath fo tth er

Perſonen , welchen es an einer notoriſchen

Heimweiſung fehlt .

§. 1. Jede Perſon in dem Großherzogthum , wel —⸗

che darin keine offenkundig anerkannte Heimath , oder
tein pon der competenten Obrigkeit verwilligtes Aufent —⸗

haltsrecht hat , kann in polizeyliche Unter ſuchung uͤber

Heimath und Ernaͤhrungsweiſe gezogen werden .

Jede Perſon , welche zwar im Großherzogthum eine

buͤrgerliche Heimath , oder ein temporaͤres Aufenthalts⸗

recht befit , auf welche aber der Verdacht faͤllt , daß ſie

ſich durch unerlaubte Mittel ernaͤhre , fannin polizeyli -

chem Wege zur Nachweifung dber einen erlaubten ; ges

woͤhnlichen Nahrungsſtand aufgefordert und angehalten

werden .

Ş. 2. diefe Unterſuchung das Reſultat ,

daß der befragten Perſon in dem Großherzogthum kein

Staatsbuͤrgerrecht zuſtehe , und es findet die Verweiſung

derſelben außer Landes uͤberhaupt , oder nach den mit

dem Auslande beſtehenden Vertraͤgen Statt ; ſo ſoll die⸗

felbe alsdann in Vollzug geſetzt werden , wenn Gruͤnde

dafuͤr vorhanden ſind , befragte Perſon nicht mehr im

Lande zu dulden ?

. 3. Ergiebt aber die Unterſuchung das Reſultat ,

Protokolle der x1. Kammer 36 a

a a S E a iga ET S ROND. .
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daf der befragten Perfon ein auswaͤrtiges Heimweſen

niht nachzumweifen ift , oder tehen ihrer Berbringung in

dag Ausland folche Hindernmife entgegen , dag diefelbe

niht zum Vollzug fommen fann , fo muf der befragten

Perfon ein YufenthaltSort im Lande angewiefen werden .

§. 4 . Diefer Mufenthaltgort wird entweder feiner

Beit in dem Arbeitöhaufe , oder in derjenigen Gemeinde

angewieſen , welche die naͤhere Verbindlichkeit hat , bes

fragte Perfon aufzunehmen .

Die Fålle , in melchen Die Verbringung ing Arbeits-
Haus begrůndet ift , werden in einem befondern Gefeg be -

fimmt werden :

5. 5. Zunaͤchſt findet die Cinmeifung in jene Ges

meinde Statt , in welcher die befragte Perfon ein Ort -

ſaſſenrecht genoſſen , oder auf ſolches Anſpruch hat , fo

lange nicht durch die im Lande vollzogene Heurath eine

naͤhere Verbindlichkeit jener Gemeinde begruͤndet wor -

den waͤre , die Perſon anzunehmen , in welcher , ohne

Vorbehalt anderwaͤrtiger Ortsſaͤſſigkeit , die Ehe vollzo —

gen worden iſt .

§. 6. In derjenigen Gemeinde , in welcher ſeit

Verkuͤndung der Eheordnung vom 15 . Juny 1807 . eine

rechtsguͤltige Ehe geſchloſſen worden iſt , ohne daß vor

der Trauung fuͤr die ortsbuͤrgerliche oder ſchutzbuͤrgerli —

che Annahme beider Eheleute geſorgt worden waͤre, muß
das neue Ehepaar und defen Kinder aufgenommen werz

den . Ehen , welche vor der VBerfindung der Eheordnung

guͤltig geſchloſſen worden ſind , begruͤnden nur dann ein

Heimathsrecht in der Gemeinde des Trauumgsortes ,
wenn die neuen Eheleute waͤhrend den naͤchſten fuͤnf Jah⸗

ren ihren gewoͤhnlichen Wohnſitz in der naͤmlichen Ge⸗

meinde gehabt haben .
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Die durch Trauung erlangte Heimath geht nur durch
Erlangung eines ordentlichen Ortsbuͤrgerrechts oder

Schutzbuͤrgerrechts verlohren .

Unguͤltige Ehen geben keine Anſpruͤche auf fernere

Duldung .

§. 7. Wem fein anderes , in den vorhergehenden
Saͤtzen begruͤndetes Aufenthaltsrecht nachgewieſen wer -

den kann , der iſt in diejenige Gemeinde zu verweiſen ,
in welcher er ſich binnen den naͤchſtverfloſſenen zehn Xah -

ren , vom Tag der begonnenen Unterſuchung an gerechnet ,
am laͤngſten , jedoch wenigſtens ſechs Monate lang auf —

gehalten hat .

Wenn mehrfaͤltiger Aufenthalt mit Unterbrechungen
Statt fand , ſo koͤnnen die verſchiedenen Zeiten des Huf -

enthalts zuſammengezaͤhlt werden .

Bey gleicher Dauer entſcheidet der juͤngſte Aufent —
þalt .

§. 8. Kann auch ein ſolcher ſechsmonatlicher Auf⸗
enthalt nicht dargethan werden , ſo findet die Verwei —

ſung in den Geburtsort , und falls auch dieſer nicht zu

erheben waͤre , ohne Ruͤckſicht auf Dauer des Aufenthal - —
tes in den juͤngſten Aufenthaltsort Statt , wenn nicht
Grund vorhanden iſt , die befragte Perſon als Vaganten

zu behandeln .

§. 9. Kinder Eónnen fúr fich felbf ein eigenes Hei -

mathgrecht erwerben .

Go lange diefelben noh niht t4 Sabre att find ,

folgen fie in der Regel dem Heimathgrechte ihrer Eltern ,
Oder degjenigen Ehegatten , welcher den andern Ehegat :
ten ùåberlebt , wenn die Ehe durch den Tod getrennt wird .

Nach vollendetem vierzehnten Jahre fnd diejenigen ,

aon peg O n E Va ETET
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deren Eltern feine Heimweifung gufteht , alg ſelbſtſtaͤndig
zu betrachten , wenn es darauf ankommt , ihnen eine

Heimweiſung anzuweiſen .

Auf angebohrenes Ortsſaßenrecht koͤnnen die Kin -

der ſtets zuruͤck greifen , ſo lange ihnen kein anderes

Heimathsrecht zuſteht .

Uneheliche Kinder folgen der Mutter .

§ . 10 . Jede Beſtimmung des Aufenthaltes in ei —

ner Gemeinde verſteht ſich unter der Bedingung , daß
nicht nachgewieſen werden kann , eine andere Gemeinde

habe eine , nach gegenwaͤrtigem Geſetz naͤher begruͤndete

Verbindlichkeit zur Aufnahme dieſer Perſon , oder der

befragten Familie .

Gedachte Perſon oder Familie ſoll aber mit der

Ueberfiedelung in eine andere Gemeinde verfchont wers

den , wenn fie fich wåhrend der legten drey Fahre von

der Einweiſung an unklagbar aufgefuͤhrt hat , und einen

ausreichenden , erlaubten Nahrungszweig treibt .

§5. 11 . Der Eingewieſene und ſeine Familie erlangt
in der Gemeinde , in welche er verwieſen wird , das Schut —

buͤrgerrecht mit allen davon — Pflichten und

Anſpruͤchen .

Nur wenn die Einweiſung nach §. 8. lediglich auf
den Grund der Geburt oder des juͤngſten Aufenthalts
wegen geſchehen iſi , ſoll aus Staatsmitteln fuͤr die be —

fragte Perſon bis zum vierzehnten Lebensjahre geſorgt

woerden .

§. 12 % Mlepiernah zur Unterfuhung fommenden

Faͤlle ſind polizeylich zu erledigen . Die Bezirksaͤmter
ſind die unterſuchenden , und die Mittelpolizeyſtellen ſind
die entſcheidenden Behoͤrden .
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Wenn die Einweiſung in eine Gemeinde geſchehen

ſollte , welche in einem andern Kreiſe liegt , als in dem —

jenigen , in welchem die Unterſuchung anhaͤngig iſt , ſo

ſollen die beiden Kreisdirectorien uͤber die Beſtimmung

des Heimathsortes befragter Perſon ſich mit einander

ins Einvernehmen ſetzen . Im Fall der Meinungsver —

ſchiedenheit iſt die Sache an das Miniſterium des In —⸗

nern zur Entſcheidung zu bringen .
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Beylage Ziffer 64 .

Geſetzentwurf

úver die Handhabung der oͤffentlichen Si —

cherdeit durch Setzung der Verdaͤchtigen
unter ſpecielle Polizeyagufſicht , und Ein —

ſchließung der Gefaͤhrlichen in
Arbeitshaͤuſer .

§. J . Die Staatspolizey iſt verpflichtet und be —

rechtigt , gegen ſolche Perſonen , welche durch ihr Betra⸗ —

gen gegruͤndeten Verdacht erwecken , daß ſie dem oͤffent⸗
lichen Wohl gefaͤhrlich ſeyn , auf die im gegenwaͤrtigen
Geſetz ausgeſprochene Weiſe einzuſchreiten . Zu den

Perſonen , gegen welche dieſes Einſchreiten Statt findet ,
ſind vorzuͤglich zu zaͤhlen:

HSolche Menſchen , welche keine ordentliche buͤrger⸗
liche Niederlaſſung , und keinen erlaubten Nahrungs⸗
zweig haben , fich daher dem herumziehenden Lebengwans
del dergeftalt gewidmet haben , daf fie entweder deshalb
fon in Unterſuchung geſtanden haben , oder denen man
von Polizey wegen einen Aufenthaltsort anzuweiſen in
dem Fall geweſen iſt .

2 ) Menfchen , denen zwar ein unbezweifeltes Orts faz
ßenrecht zuſteht, die aber , nachdem gegen ſie die Mundtodt⸗
erklaͤrung im erſten Grad erkannt worden iſt , dennoch
einen ſolchen Hang zur geſetzwidrigen Lebensweiſe an
den Tag legen , daß dadurch ein großes oͤffentliches Aer —⸗

gerniß gegeben , oder daß dadurch die allgemeine und

Privbatſicherheit in einem ſehr hohen Grade gefaͤhrdet
wird .

o
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§. 2. Das €Einfchreiten der Polizey Hat 2 Grade

1) Berfegen unter fpecielle polizeyliche Aufſicht .

Einſchließen in ein Arbeitshaus .

§. 3. Das Verſetzen unter polizeyliche Aufſicht be —

ſteht im Allgemeinen darin , daß derjenige , welcher nicht

bereits im erſten Grad mundtodt erklaͤrt iſt , durch die

Verfuͤgung , welche ihn unter ſpecielle Polizeyaufſicht
ſetzt , einem im erſten Grad fuͤr mundtodt Erklaͤrten gleich

geſtellt wird , und daß fernerhin alle Handlungen deſſel —

ben beſtaͤndiger Controlle unterworfen ſind , und daß er

verpflichtet wird , ſich nach beſondern ibm vorzuſchrei⸗

benden Geboten zu richten .

Insbeſondere ſind die Beſchraͤnkungen und Vor⸗

ſchriften , denen ſich ein ſolcher zu unterziehen hat , in

der Regel folgende :

1) Er darf fih aug Der Ortsgemarkung ohne ſpecielle

Erlaubniß der Ortsvorgeſetzten nicht entfernen . Er iſt

an die Bedingungen dieſer Erlaubniß gebunden .

2 ) € r ift fhuMDig , zu jeder Zeit von feinem Aufent⸗

halt , von ſeinen Beſchaͤftigungen , von feiner Lebeng -

weife , und von feinen Vermoͤgensverhaͤltniſſen den Orts⸗

vorgeſetzten und den Polizeybeamten Rechenſchaft zu

geben.
3 ) Die betreffenden Ortsvorgeſetzten , die Localpo⸗

lizey⸗Angeſtellten , und die Bezirkspolizey - Beamten ſind

befugt , zu jeder Zeit Einſicht von der Wohnung eines

unter Polizeyaufſicht geſtellten Menſchen zu nehmen , um

ſich von ſeinem und der Seinigen Treiben und Thun zu

unterrichten .

A) Die bey ihm wohnenden Mitglieder feiner Fa -

milie , oder die foni zur Haushaltung gehörigen Perſo⸗

nen , uͤber welche die Verſetzung unter beſondere Poli⸗

zeyaufſicht nicht erfolgt waͤre , koͤnnen ſich denjenigen

—— — Ep SEa “«— TEENA
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Stoͤrungen und Beſchraͤnkungen ihrer buͤrgerlichen und

perfoͤnlichen Freyheit nicht entziehen , welche die Aus⸗

uͤbung der Polizeyaufſicht uͤber die befragte Perſon noͤ⸗

thig : macht .

5) Der Borgefegte der betreffenden Gemeinde ift bez

fugt , die Kraͤfte der unter Aufſicht geſtellten Perſonen

nach vernuͤnftigem Ermeſſen zum Dienſt des Gemeinde —

weſens oder eines oͤffentlichen Inſtituts gegen ortsge —

braͤuchliche Verguͤtung in Anſpruch zu nehmen , ſobald
die befragte Perſon nicht hinlaͤnglich darlegt , daß ſie

auf eigene Induſtrie in der Gemeinde einen genuͤglichen ,
erlaubten Erwerb finde .

Denſelben Anſpruch auf die perſoͤnlichen Kraͤfte un⸗

ter gleichem Vorbehalt haben auch die einzelnen Orts —

einwohner , wenn die Gemeinde der Arbeit des unter

Polizeyaufſicht Stehenden nicht noͤthig hat .

6) Jeder Ortseinwohner und auch jeder Fremde iſt
befugt , und die ſaͤmtlichen Polizeybeamten ſind verpflich —
tet , auf das Benehmen einer ſolchen Perſon ein beſon⸗
deres Augenmerk zu haben . Sie koͤnnen bey Verdacht
eines unerlaubten Beginnens verlangen , daß ſich die Per —

ſon ſogleich mit ihnen zur naͤchſten obrigkeitlichen Perſon

verfuͤge , und der unter Polizeyaufſicht Stehende iſt ſchul —

dig , ohne weiters dieſer Aufforderung Genuͤge zu leiſten .

) Die Bezirkspolizeybehoͤrde , in deren Amtsbezirk
ſich ein ſolcher unter Polizeyaufſicht Geſtellter befindet ,
hat die noͤthigen Maaßregeln zu ergreifen , durch welche
die erforderliche Verkuͤndigung und die Aufrechthaltung
dieſer Beſchraͤnkungen geſichert wird . Sie kann nach
eigenem Ermeſſen beſondere Maaßregeln vorſchreiben ,

und deren Beobachtung den betreffenden Perſonen *Pflicht machen .

8) Jedes Ueberſchreiten der buͤrgerlichen Ordnung
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von Seiten eines ſolchen unter Polizeyaufſicht ſtehenden

Menſchen iſt ſchaͤrferer Strafe , und jede Verletzung der

einem ſolchen vorgeſchriebenen beſondern Verhaltungs⸗

regeln iſt angemeſſener Ahndung unterworfen ,

9) Oen Ortsvorſtehern und Bezirksbeamten iſt uͤber

ſolche Perſonen ein ausgedehnteres Strafrecht eingeraͤumt

als ihnen nach ihrer Amtsgewalt ſonſt zuſteht . Buͤrger —

liche Strafen und Polizeyſtrafen duͤrfen dieſelben im

doppelten Maaße gegen die unter Polizeyaufſicht geſtell⸗

ten Perſonen verhaͤngen .

§. 4. Wenn die unter Polizeyaufſicht ſtehende Per »

ſon wegen Vergehen ſich mehrere Strafen zugezogen þat

und einen beharrlihen Grad von Unverbeſſerlichkeit , oder

in ihrem Benehmen Neigung gezeigt hat , der oͤffentlichen

Sicherheit und der buͤrgerlichen Ordnung gefaͤhrlich zu

werden , ſo wie in dem Fall , da ein heimathloſer Menſch

in einen gewiſſen Bezirk eingegraͤnzt , denſelben in der

Abſicht , ſich außerhalb herumzutreiben , uͤberſchritten

haͤtte, ſo wie endlich in dem Fall , da ein unter Polizey⸗

aufſicht ſtehender Menſch irgend eines peinlichen Verbre —

chens wegen beſtraft worden waͤre ; ſind die Acten uͤber

die Erhebung aller influirenden Thatſachen und Umſtaͤnde

von dem betreffenden Bezirksamt zu ſammeln , und der

betreffenden Polizeybehoͤrde vorzulegen , damit diefe er -

waͤge, welche Maafregeln ferner gegen befragten Men -

ſchen zu ergreifen feyen .

§. 5. Derjenige , wether fich , nachdem er unter

die Polizeyaufſicht geſtellt war, beharrlich unverbeſſerlich ,

oder wegen begangenen Verbrechen , oder wegen Fort⸗

ſetzung der wandernden Lebensart der oͤffentlichen Si⸗ —

cherheit gefaͤhrlich gezeigt hat , kann in ein Arbeitshaus

eingeſchloſſen werden .
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§. 6 . Wenn Vaganten dieſes Verbrechens wegen

ſchon einmal beſtraft , und in der Folge wieder verhaftet

worden ſind , oder ſonſt Inzichten von ihrer gefaͤhrlichen

Richtung vorliegen , ſo kann ihre Verbringung in das

Arbeitshaus , auch ohne daß ſie vorher unter Polizey —

aufſicht zur Beſſerung angehalten worden waͤren , ver —

fuͤgt werden.
§. 7. Menſchen , deren Heimathsverhaͤltniße einer

weitausſehenden Erforſchung beduͤrfen , und melde un -

bedenklich nicht in Freyheit gel aſſen werden koͤnnen , ſollen

bis zur Erledigung ihrer Sache in das eee

gebracht werden .

Es muß aber binnen den naͤchſten 6 Monaten die de⸗

finitive Entſcheidung ihres Schickſals erfolgen , oder

deßhalb bey dem Miniſterium des Innern Vortrag er—⸗

ſtattet werden .

§. 8. Verheurathete Perſonen koͤnnen im Arbeits —

haus ihre Ehe nicht fortſetzen . Der in Freyheit verblei —

bende Ehegatte kann die Trennung der Ehe verlangen ,

wenn die Einſperrung in das Arbeitshaus drey Jahre

gedauert hat , und eine nahe Freylaſſung nicht zu erwar⸗
ten ſteht .

§. 9. Wenn beide Eltern oder auh nur eineg ders

félben in ein Arbeitöhaug gebracht werden , fo mug von

Gtaatsiwegen für die Erziehung der Kinder Borforge ge -

troffen werden .

Diefe findet in der Regel , und fobald die Kinder

der måtterlichen Pflege entbehren fónnen , in Dem Yrs

beitshauſe nicht Statt .

§. 10 . Ueber die Einrichtung des Arbeitshauſes ,
und Aber die Behandlung der in demſelben eingeſchloſ⸗

ſenen Menſchen perfuͤgt eine eigene Hausordnung .
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$. 1r . Das Aufhoͤren der Polizeyeinſchreitungen

richtet ſich nach folgen denRegeln :

D Die Berfegung unter Polizeyauffiht wird nah

und nach Durch gure Muffåhrung gemindert , und durch

fortgeſetztes rechtſchaffenes Verhalten ganz aufgehoben .

2 ) Die Bezirksaͤmter ſind ermaͤchtigt , daruͤber zu

verfuͤgen , auch wenn die Verſetzung unter Polizeyauf⸗

ſicht von ihnen nicht angeordnet worden waͤre.

3) Bey einem Statt findenden Ruͤckfall treten affe

ſuspendirte Beſchraͤnkungen neben der verwirkten Strafe

wieder in Wirkſamkeit .

4 ) Die Loslafung aus dem Arbeitshaus kann in der

Regel nur ſolchen Perſonen geſtattet werden , welche ſich

nicht dem Vagantenleben gewidmet haben .

5) Die mittlere Polizeybehoͤrde verfuͤgt die Entlaf -

fung aug dem Arbeitshauſe .

6) Wenn folche verfügt wird , fo fålt die befragte

Perfox in der Regel unter Pofizeyaufficht in dem Orte ,

wohin ihre Wohnung beftimmt wird , md fann fich nur

durch fortgeſetztes gutes Betragen derſelben entledigen .

5. 12 . Das Verfahren , auf welches die Verfuͤ⸗

gung der in dieſem Geſetz gedachten polizeylichen Ein -

ſchreitungen begruͤndet werden kann , iſt ein gerichtlich

polizeyliches . Es ſind deshalb die fuͤr dieſes Verfahren

theils aus der Natur der Sache fließenden , theils be —

ſonders verordnete Regeln zu beobachten , welche alle

dahin führen muͤſſen , die Thatſachen in Wahrheit darzu —⸗

ſtellen , und dem Beſchuldigten alle Mittel zu ſeiner Ver⸗

theidigung unverkuͤmmert zu erhalten .

Insbeſondere werden aber noch folgende ſpecielle

Regeln gegeben :

1) Der Rihter fann dag Einfhreiten der Polizeys

a eia A narn i AAN E a A RE OSN TAAA
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behoͤrden zwar nicht anordnen , allein die Juſtizſtellen

ſind verpflichtet , das Einſchreiten der Polizeygewalt ge —

ges ſolche Perſonen , welche der oͤffentlichen Sicherheit

gefaͤhrlich ſcheinen , anzurufen .
Die Polizeybehoͤrde iſt verpflichtet , dergleichen Mna

rufen gehoͤrig zu wuͤrdigen .

2 ) Polizeybeamte , Ortsvorgeſetzte , Polizeydiener
und alle jene , welche fuͤr Handhabung der oͤffentlichen
Sicherheit angeſtellt ſind , haben ſowohl inner⸗ - als auf⸗

ſerhalb ihres Bezirks die Pflicht , Dienſteshalber auf
alle Erſcheinungen zu wachen , welche auf die in dieſer
Verordnung bedachten Vorfaͤlle Einfluß haben koͤnnen .

3 ) Fuͤr die Entdeckung und fuͤr die Arretirung ſol —

ſcher Perſonen , welche demnaͤchſt eatweder unter Poli —
zeyaufſicht geſtellt , oder in das Arbeitshaus gebracht
werden muͤſſen, ſollen angemeſſene Fanggebuͤhren aus den

betreffenden Amtskaſſen zugeſchieden werden . Der Be —

trag dDerfelben if auf x1 f . 30 fr . big 5 f . fúr den

Kopf feſtzuſetzen , nach dem Ermeſſen der Behoͤrde, wel⸗

che uͤber die kuͤnftige Beſtimmung des Verhafteten zu
beſtimmen hat . k

Unter diefer Gebuͤhr if niht begriffen , mwas die

Koften deg Trangportireng und die Ernåprung deg Ber -

Hafteten betragen , und eg fann der Polizeybeamte noch
ſeine ihm nach der Normalverfuͤgung zuſtehende Diaͤt

und Meilengebuͤhr in Anſpruch nehmen .
) Bey auſſerordentlichen Bemuͤhungen , oder wenn

es die Verhaftung eines beſonders ausgezeichneten Va⸗

ganten oder Verbrechers gegolten hat , kann auch auf
eine beſondere Remuneration angetragen werden .

5) Wenn die Verſetzung unter Polizeyaufſicht als

Maaßregel verfuͤgt wird , die mit der polizeylichen Ein -

weiſung in einem Wohnort verknuͤpft ify fo erfolgt fie
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von derjenigen Stelle , welche die Beſtimmung des

Wohnortes trifft .

6) Als Maaßregel gegen anſaͤßige Perſonen kann

ſie nur von dem betreffenden Kreisdirectorium verfuͤgt

werden .

7) Die Verbringung in das Arbeitshaus wird von

der Mittelpolizeybehoͤrde verfuͤgt ; die Verfuͤgung iſt der

betreffenden Perſon zu verkuͤndigen , welcher das Recht

zuſteht , die Pruͤfung des Urtheils durch die Centralpo⸗

lizeybehoͤrde zu verlangen .

Wenn aber nur ſolche Perſonen ins Arbeits haus

gebracht werden ſollen , uͤber deren Heimath langwierige

Correſpondenzen und Unter ſuchungen Statt finden muͤſ⸗

ſen , ſo koͤnnen ſolche auf Antrag der Unterſuchungsbe —⸗

hoͤrde von dem einſchlagenden Kreisdirectorium auf den

Zeitraum von 6 Monaten ins Arbeitshaus gebracht wer —

den , nach deren Verfluß , wenn ihre Unter ſuchung noch

nicht geendigt iſt , Vortrag an das Miniſterium des In⸗

nern zu erſtatten iſt .
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Beylage Ziffer 65 .

uͤber die Geſetzentwuͤrfe , die oͤffentliche
Sicherheit betreffend .

Aus Auftrag der hohen Regierung habe ich die Eh —

re , Ihnen , Durchlauchtigſte und Hochgeehrteſte Herren

zwey Geſetzentwuͤrfe vorzulegen , welche beſtimmt ſind ,
den Grundſtein zu einem zuſammenhaͤngenden Syſtem
der Sicherheitspolizey zu legen .

Es fehlt uns zwar nicht an Verordnungen und Vors

ſchriften uͤber dieſen Zweig der Staatspolizey ; allein es

iſt nicht zu verkennen , daß dieſelben in dem erwuͤnſch⸗

ten Zuſammenhange nicht ſtehen , und daß viele , durch
einzelne dringende Ereigniſſe veranlaßt , dauernde Guͤl —

tigkeit nicht haben konnten .

Zu unſerer allſeitigen Beruhigung kann man jedoch
verſichern , daß eben keine ſpeciellen außerordentlichen
Faͤlle vorgekommen ſind , welche gerade die Aufmerkſamkeit
der Behoͤrden erregt haͤtten . Die oͤffentliche Sicherheit
des Landes iſt in einer ſolchen Lage , daß man daruͤber

weder gerechte Klage fuͤhren , noch begruͤndete Sorge
hegen darf . — Allein eben dieſer Zuſtand der Ruhe iſt
ganz dazu geeignet , Maaßregeln reiflich und ruhig zu
bedenken , durch welche die oͤffentliche Sicherheit feft bes

gruͤndet wird .

Die Vorkehrungen zur Erhaltung der oͤffentlichen
Sicherheit in allen ihren Zweigen zerfallen wieper in

zweyerley Klaſſen :
Ein Theil derſelben muß darauf berechnet ſeyn , den

Gefahren und Stoͤrungen , wie ſie ſich gerade zeigen
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moͤgen , kraͤftig entgegen zu treten . Was dieſen Zweck

hat , gehoͤrt in das Gebiet der ſchuͤtzenden und wehrenden

Polizey , und wird deßhalb mit voruͤbergehenden Anord⸗

nungen abgethan .

Maaßregeln , welche aber das Uebel an ſeiner

Quelle daͤmmen , und daher tiefer in die buͤrgerlichen

und oͤkonomiſchen Verhaͤltniſſe des Staats und ſeiner

Mitglieder eingreifen , erheiſchen dauernde Begruͤndung ,

und werden daher mit Recht von der geſetzgebenden Ge —

walt erwartet .

In die letzte Klaſſe gehoͤren die beiden Geſetzent⸗

wuͤrfe , welche ich die Ehre habe , Ihnen hiermit vorzu⸗

legen .

Ich will es verſuchen zur Einleitung die Stelle an —

ſchaulich zu machen , welche diefe Geſetze in dem Sy —⸗

ſtem einnehmen , und welche Verordnungen und Vor⸗

kehrungen noch erfordert werden , um dieſes Syſtem ,

welches ſich die Regierung entworfen hat , gehoͤrig aus —

zubilden .
Die oͤffentliche Sicherheit pflegt durch Menſchen ge —

ſtoͤrt zu werden , welche ſich einem geſetzwidrigen Erwerbs⸗

zweige gewidmet haben , oder welche eine gefaͤhrliche Le -

bensweiſe ausuͤben .

Muͤſſiggang , Verſchwendung und Sittenloſigkeit

ſind gewoͤhnlich der Anfang , mit welchem dieſe gefaͤhr —

lichen Burſche ihre Laufbahn beginnen . Es giebt aber

auch Menſchen in unſerm Deutſchland und den Nachbar⸗

ſtaaten , welche aus dem Grunde , daß ſie keinem Staate ,

keinem Volke , keiner Gemeinde , ja ſelbſt keiner Familie

angehoͤren , gebohrene Feinde der geſellſchaftlichen Ord⸗

nung ſind . Im Allgemeinen ſind dieſe Ungluͤcklichen zu

bedauern , und es iſt heilige Pflicht der Staaten , alleg

anauwenden , um dergleichen Menſchen nicht allein un -

8
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ſchaͤdlich zu machen , ſondern auch das Vermehren und

Entſtehen der ſelbenzu verhuͤten . Dergleichen Leute ſind

aber der oͤffentlichen und Privatſicherheit zu gefaͤhrlich,

als daß mit gelinden Mitteln etwas gegen ſie ausge —

richtet werden koͤnnte .

Wenn von Beſtimmung der Maaßregeln , die gegen

ſolche Perſonen zu ergreifen ſind , die Rede wird , ſo iſt

vorderſamſt zu unterſcheiden , ob dieſe Perſonen unzwei⸗

felhaft Angehoͤrige des dieſſeitigen Staates ſind , oder

nicht . Wird von ſolchen die Rede , welche unzweifelhaft

Angehoͤrige des Großhexzogthums ſind , ſo kommt es

dabey auf folgende Aufgaben an :

1 ) Diejenigen , welche keine beſtimmte Heimath im

Lande haben , muͤſſen einer beſtimmten Gemeinde zu —

gewieſen werden .

Unſere ganze Polizeyadminiſtration iſt darauf berech⸗

net , daß die naͤchſte und unmittelbare Aufſicht durch Lo —

calbehoͤrden gefuͤhrt wird , und es iſt zu gleicher Zeit die

Einrichtung bey uns , daß ein ſicheres und ausreichen —

des Gewerbe an das Daſeyn eines ſtabilen Wohnſitzes

gebunden iff . Wag von dDiefer Negel abweicht , find

Ausnahmen , und gewoͤhnlich ſchaͤdliche Ausnahmen .

Bisher ſind die Regeln , nach welchen die Heimath

in zweifelhaften Faͤllen zu beſtimmen ſey , nicht feſt be —

ſtimmt , und zum Theil nicht klar ausgeſprochen worden .

Diefem Gebrechen in unſerer Polizeygeſetzgebung

ſoll das Geſetz , das ich ihnen unter der Ueberſchrift :
Geſetzesentwurfüber die Beſtimmung

der Heimath ſolcher Perſonen , welchen es

an einer notoriſchen Heimweiſung fehlt , vor —

zulegen die Ehre habe , abhelfen .

2 ) Es iſt aber nicht genug , daß diejenigen , welche

bisher der buͤrgerlichen Ordnung entfremdet , einen gefaͤhr⸗
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lichen Lebensberuf verfolgten , in die Moͤglichkeit ver —⸗

ſetzt werden , durch Benutzung des ihnen angewieſenen

Heimathsortes zur Verfolgung eines erlaubten Nah —

rungszweiges zur Ordnung zuruͤckgefuͤhrt werden . Der

Staat muß eine Garantie haben , daß ſich ſolche Leute

der Ordnung fuͤgen, ihre fruͤhere Lebensweiſe gegen die

geregelte vertauſchen , und ſich in derſelben beharrlich

zeigen .
Die Polizeygewalt muß daher gegen ſolche Leute ,

nach dem Grad ihrer Gefaͤhrlichkeit , und des ihnen ein⸗

wohnenden geſetzwidrigen Hanges einſchreiten . Und

darauf iſt das zweyte Geſetz , deſſen Entwurf ich Ihnen

vorzulegen die Ehre habe , unter dem Titel : Gefeg -

entwurfuͤber die Handhabung der oͤffent —

lichen Sicherheit durch Setzung der Ver —

daͤchtigen unter ſpecielle Polizeyaufſicht ,

und Einfchließung der Gefaͤhrlichen in Ar —

beitshaͤuſer berechnet .

3) Aber nicht blos diejenigen , die zwar als Ange⸗

hoͤrige des Großherzogsthums betrachtet werden muͤſſen ,

ohne in einer Gemeinde Heimath zu haben , ſondern

auch die , welchen unzweifelhaftes Orts ſaſſenrecht zuſteht ,
koͤnnen ſich einer Lebensweiſe hingeben , welche am En —

de fuͤr die oͤffentliche Sicherheit gefaͤhrlich werden kann .

Auch auf dieſe iſt die Polizeygewalt zu wachen ſchul⸗

dig , und deßhalb erſtreckt ſich der zweyte Geſetzentwurf

auch auf die Behandlung ſolcher Staatsbuͤrger , welche

eine in hohem Grad gefaͤhrliche Lebensweiſe beginnen .

Folgt die Verleſung der Geſetzentwuͤrfe . )

An die Verfuͤgungen , welche die Ihnen vorgeleſe⸗

nen Geſetzentwuͤrfe enthalten , ſchließen ſich nun unmit —

telbar zweyerley weitere Maaßregeln .

1) Die Errichtung einer hinlaͤnglichen Polizeymann⸗
Protokolle der Erſten Kammer . 36 b

zea ————2—
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Project hervorzugehen , welches eine unter fåmmtlichen
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—ſchaft im Innern deg Landes und zur Bewahrung der d

Graͤnzen. p
2) Maaßgebende Vertraͤge mit dem Auslande dar — fi

úber , daf die Grundſaͤtze uͤber Staatsangehoͤrigkeit auf 9

—— Weiſe feſtgeſetzt , und aufrecht erhalten S

werden .

Was den erften Punct betrifft , fo hat die Regierung n

fich wohl von den Anſtaͤnden uͤberzeugt , welche aus der

vielleicht zu innigen Verſchmelzung der Polizey - und

Zollaufſicht hervorgehen.
Finanzielle Ruͤckſichten hatten dieſe Maaßregeln em —

pfohlen , und noch wird von manchen Behörden die Bey -
behaltung derſelben als raͤthlich angeſehen . Es wird r

die naͤchſte Sorge der Negierung ſeyn , die vorgebrach —
ten Gruͤnde zu pruͤfen , und die erforderlichen Verfuͤgun⸗

gen deshalb zu erlaſſen .

Ruͤckſichtlich des zweyten Puncts , naͤmlich des Ver⸗

haͤltniſſes der Heimathsbeſtimmungen mit dem Auslande ,

beſtehen bekanntlich officiell Lekannt gemachte Vertraͤge
mit vielen benachbarten Staaten . Mit der Schweiz
ſtand man deßhalb in Unterhandlungen , allein dieſelben e

ſcheinen ein befriedigendes Reſultat nicht zu gewaͤhren ,
die nachdruͤcklichſte Vorkehrung ſcheint aber aus dem

Bundesſtaaten zu verabredende Uebereinkunft zum Ziele

hat , und an deſſen Realiſirung kaum zu zweifeln iſt .
Es kann aber von einer ſolchen Verhandlung mit

dem Auslande kein recht ſicheres Gedeihen erwartet wer⸗

den , wenn man nicht vorher mit ſich einig iſt , nach wel —

chen Grundſaͤtzen die Heimath zu beſtimmen ſey .
Deßhalb muß das vorgelegte er ſte Geſetz ſelbſt die -

ſen Verhandlungen mit den Bundesſtaaten vorausgehen, -
allein es mußte in demſelben ſtets vorausgeſetzt werden ,
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der daß , ehe einer befragten Perſon die Heimath , oder

wenigſtens der Aufenthalt im Lande angewieſen werden

ar⸗ koͤnne , der Verſuch , ſolche einem auswaͤrtigen Staate

auf gemaͤß der beſtehenden Vertraͤge zuzuſchieben , fruchtlos

ten gewefen fey .

Ich glaube einer ſpeciellern Motivirung der einzel⸗

ing
nen Abſchnitte des Geſetzesentwurfes enthoben zu ſeyn , da

der dieſelben alle aus eigenen allgemeinen Grundſaͤtzen ab⸗

ind geleitet ſind , welche anzugeben ich die Ehre haben werde .

DSenGeſetzentwurfuͤber die Heimaths⸗

sms Veftimmung betreffend . ;

ey⸗
Es handelt ſich hier vorerſt von der Frage : Wen

ird man zur Nachweiſung ſeiner Heimath und ſeiner Ernaͤh⸗

ch - rungsweiſe anhalten koͤnne , ohne der buͤrgerlichen Frey —

un — heit , und dem geſellſchaftlichen Verkehr zu nahe zu

treten ?

er Terne don inquiſttoriſchen Maaßregeln , aber durch

de , Regeln der Klugheit geleitet , verfůgt der §: 1. Deg

ige Verordnungsentwurfs dasjenige , was nach der Ratur

eiz der Sache noͤthig iſt . — Ich erlaube mir denſelben noch

yen einmal vorzuleſen .

en ,
Der uͤbrige Inhalt des Geſetzesentwurfs verfolgt

em den Grundſatz ;

yen a) daf einmal erworbeneg Heimathsrecht im Lande

ele nicht eher verlohren werde , als wenn ein anderes be —

gruͤndet iſt .

nit b) Daß ein neues Heimathsrecht begruͤndet werde ,

er⸗ wenn eine Gemeinde geſtattet , daß eine Perſon oder éis

el - ne Familie ſich in ihrer Mitte fo benimmt , oder ſolche

Lebenszwecke verfolgt , welche ein dauerndes Anſchließen

ie⸗ an die buͤrgerliche Verbindung dieſer Gemeinde voraus⸗

ny zuſetzen ſcheinen , wie z. B . Eheſchließung , laͤngerer Auf —

Ny enthalt , Treibung eines Gewerbes .

———ã— NN
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1) Nur ſubſidiariſch ſind zufaͤllige Ereigniſſe , wie
Geburt und momentaner Aufenthalt , als Gruͤnde an
genommen , die Heimath zu beſtimmen .

I . DenGeſetzentwurf uͤber Setzung un —
ter ſpecielle Polizeyaufſicht und Ein —

pen raana in das Arbeitshaus betref —
fend .

Dieſer Geſetzentwurf enthaͤlt zwey Maaßregeln : Se —
tzung unter ſpecielle Polizeyaufficht , und Einſchließen
in ein Arbeitshaus .

Es liegt dabey die Mnfiht zum Grunde , Daf beide
Maafregefn niemals alg Strafe anzuſehen und zu
verfuͤgen ſeyen . Es ſollen blos Verfuͤgungen der Staats
polizey ſeyn , einen der Ordnung entfremdeten Menſchen
unſchadlich zu machen , und ihn wo moͤglich wieder zur
Ordnung zuruͤckzufuͤhren . —

Deswegen iſt weder ihre Dauer , noch ihr Umfang
auf beſtimmte Zeit bemeſſen , noch find fete Normen
uͤber die einzelnen Maaßregein beſtimmt .
”- Wit jedem Scritt , melchen ein von diefen Maaf -
regeln ergriffener Menfih zur Ordnung vorſchreitet , wird
er wieder mehr in Den Genuß ſeiner buͤrgerlichen Frey -
beit gefegt , und e8 ift nur demjenigen , wether dem
Staat alle Hoffnung auf Beferung durch fein fruͤheres
Betragen , oder durch ſeine Aufführung benommen hat ,
die Erlangung voͤlliger Freyheit ſehr erſchwert

Es iſt nicht zu fuͤrchten , daß die Koſten, welche die
Einrichtung eines Arbeitshauſes herbeyfuͤhren werden ,
einen Anſtand gegen dieſe Maaßregel Åberhaupt per -
beyfuͤhren werden .

Die Regierung wird darauf Bedacht nehmen , aus
den Fonds, welche gegenwaͤrtig fuͤr die ſe Zwecke beſtimmt
ſind , die erforderlichen Koſten zu ſchaͤtzen , und ſie hofft ,
daß , wenn die Sache an ſich adoptirt iſt , nothigenfalls
die erforderlichen Einrichtungskoſten aufgefunden oder
bewilligt werden duͤrften

— —

Lee
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Beylage A .

— Commiſſions⸗Bericht

berdie Motion : deg Herrn Hofraths von

ef Rotteck , die Aufhebung der Staatsfroh —

Se
nen betreffend .

fen Erſtattet von dem Landoberjaͤgermeiſter

ide

zu
fg -

hen Durchlauchtigſte ,

Hoſchzuverehrende Herren !

ang
nen Von der Commiſſtion , welcher Sie , durchlauchtigſte ,

E . hochzuverehrende Herren , die naͤhere Pruͤfung der Mo —

|
tion des Herrn Hofraths von Rotted , zut Aufhebung

epz | der Staatsfrohnen , und zu einer , denſelben zu ſubſti⸗

F mirenden Geldumlage nach dem allgemeinen Steuerfuß ,

at , aufgetragen haben , iſt mir der ehrenvolle Auftrag ge

worden , als Berichtserſtatter dieſer Commiſſton die Re

ſultate ihrer Berathung dieſer hohen Kammervorzutra⸗

* gen , welcher Beſtimmung ich im Folgenden entſpreche :

§. 1. Um alles uͤber dieſen Gegenſtand moͤglicht

klar zu machen , und hierdurch Diefer hohen Kammer jet

ft , |
ne nåhere Würdigung zu erleichtern , verfolge ihin mei

lg nem gegenwärtigen BVortrage cine gewiſſe ſyſtematiſche

ey Ordnung , in weler idh die erſchienenen

Gefege und Verordnungen úber

dag Fropnw efen vorausgehen lafen : Gie

theilen fih

A. in ſolche , welche das Frohnweſen iber -

haupt , und
%



B. in jene , welche die Aufhebung der —
baufrohnen betreffen .

Unter die Abtheilung A. gehören
1) die Verordnung vom 27 . Febr . 1807 . Reg . Bl . No .

V. Geite 11 . 7 þerrfehaftliche Grohnen betreffend .
a ) bag VI . Conftitutiongedict v. 4. uny gog . Reg . Bi.

Mo . XVII . und XIX . Greite r61 , úber die Grundper -

faſſung der verſchiedenen Staͤnde .

3) das neue Landrecht , Buch II . Titel VI . Satz 7708 . 4.

bis Satz 710 K. a. pos . 202 , von den Grundpflichten .
a ) die Verordnung vom 18 . April 180 . Reg . Bl . No .

XVII . S . 120 . , die Leitung . und Ausfuͤhrung des

1 Frobnwefeng betreffend ; in Berufung auf dag VL

4 Conſtitutionsedict und das Landrecht .

5 ) das Geſetz v. 5. Octbr . 1820 . Reg . Bl . No . XV . S .

105 , die Abloͤsbarkeit der Herrenfrohnen betreffend .

Die Abtheilung . begreift in ſich :
3 ) Bag ; Edict : y . 14 . May 1816 . Reg . Bl : No . XVOL

S . 72 , die Aufhebung der Flußbaufrohnen .

2) die Verordnung v. 24 . May 1816 in demſelben Reg .
Bl . S . 79 , die Flußbaugeldbeytraͤge von den Uferbe —
wohnern zur Unterhaltung der Daͤmme betreffend , wel —

che Verordnung ſich auf das vosbergegangene Edict

v. 14 . May 1816 bezieht .

3 ) dag Finanzgefeg vom 17 . May 1819 . Neg . Bi No :©
XVII . Geite 97 . Zit . V. Art . 12 .

$. 2 . Nach den vorftehenden Gefegen und , Ber -
Ao ordnungen ergiebt ſich gegenwaͤrtiger Zuſtand

in dem Frohnweſen .

a) Alle Arten und Gattungen der Herrenfrohnen , ohne

Ruͤckſicht auf beſondere Eigenſchaften , ſind geſetzlich
als abloͤsbar erklaͤrt ; VI . Conſtitutionsedict . Landrecht
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b ) die Normen ; an mwefhe fich Die Mbiófuiig bindet ,

find nach dem Gefez tégulirt . Gefez V. 5. Oct . 1820 ,

© alg unbedingt und fortwábrend find fohin nur noch

die Gtaatg - und Gemeindefrohnen u betrachten , aber

auch unter den Staatsfrohnen iſt

d) eine der låftigten , nemlih jene git dem Waſſerbau ,

fchon feit dem Jahr 1816 vòllig aufgehoben , und diè

Art der Geldverguͤtung dieſer Frohne iſt zugleich ge —

ordnet . Edict vꝛ 14 . May 1816 . Verordnung vom

Darauf gefolgten 24 . Mà :

3u diefem ift auf die Frohnen får den Hofetat, wèl -

he dag VI . Conftitutiongedict — ob mit Rechtoder Un -

recht , kann nunmehr voͤllig gleichguͤltig ſeyn — in die

Cathegorie der Staatsfrohnen fetzt , durch eine eigene

Erklaͤrung von Seiten der Regierung voͤllig verzichtet ,

Verhandlungen der Zweyten Kammer v. J . 1819 , Heft
V. S . 40 , und durch die merkwuͤrdige Verordnung des

Miniſteriums des Innern v. 13 . Jul 18 21 , welche ein

Communicat des Finanzminiſteriums vom vorhergegan —

genen 6. July veranlaßte , ſind alle Beytraͤge der Ge⸗

meinden zu den Gerichtsbarkeitslaſten an Holz , Holz⸗

fuhren u. ſ. w. vom 1. Junh 1821 an , voͤllig aufgeho⸗

ben worden ; in ſo fern ſie nicht anf Servituten oder

Privatrechtstiteln beruhen .

Aber auch ohne dieſe Verordnung heben ſich indi —

reet die Holzfrohnen als Gerichtsbarkeitslaſten betrad -

tet , durch das eingefuͤhrte Syſtem der reinen Geldbe —⸗

ſoldungen von ſelbſt auf .

g3 . Die aus dem obengedachten Zuſtande hetvor⸗

gehenden Reſultate , ſo wie die uͤbrigen Verhaͤltniſſe

deg Frohnweſens , will ich in eine groͤßtentheils

geſſchich thiche Darſtellung

zu faſſen ſuchen .



8. 4. Nach Abſchaffung der Flußbaufrohnen , nach
Verzichtung auf die Frohnen fuͤr den Hofetat , und nach
Unterdruͤckung der laͤſtigſten Gattung der Gerichtsfroh —
nen , beſchraͤnken ſich die Arbeiten und Leiſtungen , wel —

che der Staat von ſeinen Gliedern in Anſpruch zu neh —
men hat , außer den nicht ſehr bedeutenden Militaͤr —

frohnen , beynahe allein noch auf den Straßenbau , und

ſelbſt dieſer erfordert wenige Handarbeiten , ſondern
hauptſaͤchlich Fuhren .

Doch bevor ich mit der Eroͤrterung uͤber die Stra⸗

ßenbaufrohnen beginne , muß ich noch einmal auf den

Waſſerbau zuruͤckkommen, um eine Ueberſicht der die

Naturalfrohnen erſetzenden Koſten , und die Nachwei —
ſung ihrer Deckung zu geben .

§e 5- Mah der Verordnung v, 24 . May 1816 ba -
ben die Bewohnerder Rheingeftadez rr . von roo fl. Steit -

ercapital ; Die Orte an den Nebenffúfen aber Irr : zuzab -
len , welches
ezit dit Rpeingekate nts n n E o, . fl 18000
). fút die Umgebungen der Nebenfúfe . o < . . . > 30000

fobin im Ganzen eine Gumme von fi 48009

approximativ ausmachen ſollte .

8. 6. Der weitere Bedarf , welchen dieſe Summe

nicht deckte , ward aus der Staats - und reſp — Siughau;
kaſſe zugeſchoſſen .

8. 7. Hiernach ſind vom Jahre 1816 bis zum Jahre

1821 einſchließlich folgende Beytraͤge geleiſtet worden .

Beyträge der Beyträge d. Summariſcheri Uferbewohner . Staatskaſſe . Betrag .
ITG : neret Magoa sene o Arsim a aa fi goog
1gig a E AAG e 46
1818 indt. T9063 f fii`

Dammbaufofen - = 62859 sa seso —. nao zi 62859 .
PITON T ST E TGGSBI - re s mea sa ara. r OOOI
1820 . eiee apela) 41 ABOOOl. e o es 88000. . . e - 136000
TOI esi a 8a kaa OO

fi 313936 fi 176000 fi 489936 4
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au welcher Berednung die Materialien aus folgenden

Quellen gefh õvft find :
1816 Regierungsblatt No , XVI . Seite 73

1817 AE DE ERNES — — z 44

Be et — EA 2O .

1819 e PANITI s 102

— e XV : 2 112

1821 shiit E ESAN : 114

S: 8 Der Beytrag von den Uferbewohnern , ſtellt

ſich alſo nach dem Durchſchnitt von 6 Jahren auf jaͤhr⸗

liche 50656 fl — ſohin nun 2656 fluͤber die approrima -

tive Summe heraus ; eine Durchſchnittsberechnung der

Beytraͤge aus der Staatskaſſe ſowohl , als der ſumma⸗

riſchen Koſten laͤßt ſich aber nicht anwenden , weil die

unerhoͤrten Ueberſchwemmungen in den , dem Jahre 1820

vorhergegangenen Jahren , ſo wie die verſchiedenen Rhein⸗

durchſchnitte einen ganz außergewoͤhnlichen Aufwand er⸗

forderten , von welchem durchaus kein Maaßſtab fuͤr das

gewoͤhnliche und kuͤnftige Beduͤrfniß hergeholt werden

kann . Da ich glaube , daß der Zweck, die Verhaͤltniſſe

der Flußbaufrohnen , und die aus ihrer Aufhebung hin⸗

ſichtlich der Koſtenverguͤtung bis jetzt hervorgegangenen

Reſultate ins Klare zu ſetzen , durch Obigeg nah Mög :

lichkeit erfuͤllt ſey , ſo gehe ich nun zu den Straßenbau⸗

frohnen uͤber .

8. 9. Die Verordnung v. 18 . Apr . 1810 nimmt fuͤr die

Frohnen die disponiblen phyſtſchen , und unter ſolchen

hauptſaͤchlich die thieriſchen Kraͤfte in Anſpruch ; ſie legt

ſohin jedem die Pflicht auf , nach dem Verhaͤltniß des

Viehſtandes zu concurriren , den er zu dem Anbauſſeiner

Guͤter nothwendig hat ; ſie nimmt ferner darauf Muͤck⸗

ſicht , daß die Frohnen hauptfaͤchlich von den Bewohnern



Aber auch in Beziehung auf den Zweck moͤglicher Ver⸗

jener Gegenden geleiſtet werden , in welchen ſich die Pun -
cte und Gtrafenzůge befinden , wohin die Leifungen in

Anfpruch genommen werden , dağ fohin die Laſt vorzuͤg⸗
lich auf diejenigen falle , welche einen unmittelbaren ,
oder mittelbaren Vortheil von ihrer Arbeit genießen ;
wie dieſes bey den Grundeigenthuͤmern in der Umgebung
jeder gut hergeſtellten , und gut unterhaltenen Straße der

Fall iſt , da ſie nicht allein den unmittelbaren Vortheil
baben , alle Producte leicht zum Markt zu bringen , und

vortheilhaft abzuſetzen , uͤberhaupt aber die Straße bey
allen Gelegenheiten zu benutzen , ſondern auch der Durch⸗
zug von Reiſenden und fremden Fuhrweſen , nebſt dem

lebhafteren Gewerbsbetrieb auf mittelbare Weiſe aͤußerſt
nuͤtzlich auf ſie zuruͤckwirket.

§. 10o. Dag Haupiprincip diefer Verordnung , naͤm⸗

lich der gleiche Anſpruch auf alle dis poniblen Kraͤfte ,
ohne allen Unterſchied , iſt endlich durchaus dahin in An⸗

wendung gekommen , daß jedermann ohne Ausnahme zu
den Straßenbaufrohnen coneurrirt , ſohin auf dem Hoͤch⸗
ſten Regenten ſelbſt hinſichtlich der Domainen und ſeiner

Privatbeſitzungen , ſo wie auf denStandes - und Grund —

berrn , eine mit allen Staatsbuͤrgern gleiche Concurrenz⸗
pflichtigkeit liegt .

$. 11 . Wenn aled defen ungeachtet die Auşthei -
lung der Laſten , nach dem wahren Verhaͤltniß der Kraͤf⸗
te , ſich nicht auf dos Waizenkorn gleichſtellen ließ , und

an manchen Orten , beſonders im Seekreiſe , uͤber den

ſtarken Druck der Straßenbaufrohnen Klage gefuͤhrt
ward , ſo lag der Grund entweder in beſondern oͤrtlichen

Umſtaͤnden , oder in der allgemeinen Unmoͤglichkeit ganz
poſkommener Einrichtungen in meuſchlichen Dingen .
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vollkommnung in der Anwendung des Gleichſtellungs —

in princips iſt die Regierung nicht unthaͤtig geblieben , in⸗

dem ſie im Jahr 1817 den Verſuch machte , entweder

Ba durch einen nenen , Den Spann - von dem Handfróhner ,

3 nach dem Güterbeſitz ausſcheidenden Maaßſtab , oder

ng durch vollige Aufhebung der Straßenbaufrohnen , und

x Ausfhlagung der Koften nach dem Steuerfuß , dieſem

eil Zwecke nåher zu råden .

* §. 12 . Die zum Gutachten aufgeforderten Kreis -

h -
directorien fanden einpellig in einem neuen Maafftabe

m der Laſtenvertheilung zwiſchen Spann - und Handfroͤh⸗

ri nern , nach Dem Guͤterbeſitz , gegen den im Jahr 1810

aingefuͤhrten Maaßſtab , nach dem Viehſtande , keine

Vortheile , ſohin auch keinen Grund zu ſeiner Anwen —

m⸗
| dung , dagegen vereinigte fih die Mehrzahl der gedach -

i | ten Rreigdirectorien , in Den Antraͤgen zur Aufhebung
n

| der Straßenbaufrohnen , und zur Umlage der Koften
it | auf den Steuerfuf , mit welhen Anträgen aber die

br | Meinungen der Murgs und Kinzigfreiddirectorien , auf

= Beybehaltung der alten Ordnung , vSllig im Widers

z fpruch waren ,

§. 13 . Die Regierung ſchien zwar die Ueberzeu —

gung zu hegen , daß die Abſchaffung der Straßenbau —

frohnen , und die Einfuͤhrung von Lohnarbeiten bey

Re
Herfelung und Unterhaltung der Strafen befondere

Š
Vortheile gewaͤhre, ſie ſchien aber daruͤber die Ueber —

—
zeugung nicht ganz gewinnen zu koͤnnen , daß der

*
Steuerfuß die richtige Baſis fuͤr den Ausſchlag der

n3
Straßenbaukoſten ſey , und da zu dieſem die Schwie⸗

k rigkeit in Erwaͤgung kam , ſtatt der nie mangelnden

k
Frohnkraft , Geld in Anſpruch zu nemen , deffen Mans

gel ſchon damals nur zu fühlbar war , ſo ward die
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Beybehaltung der Beſtimmung vom Fahr 1810 jeder
neuern gewagten Einrichtung vorgezogen .

§- 14 . Der Faden der Geſchichte knuͤpft fich nun

an dasjenige an , was uͤber das Frohnweſen uͤberhaupt ,

ſo wie uͤber die Abloͤſung der Herrenfrohnen , und in

Beziehung auf die Staatsfrohnen insbeſondere bey den

beiden ſtaͤndiſchen Kammern in dem Jahre 1819 und

1820 von der Motion des Abgeordneten Voͤlker an , bis

zu dem Abloͤſungsgeſetz vom 5. Oktober 1820 , als dem

Reſultat von allem vorhergegangenen , zur Sprache ge —

kommen iſt ; wovon mir die Hinweiſung auf die ge —

druckten Verhandlungen eine unnoͤthige Wiederholung

um ſo mehr erſparen mag , als ſich dieſe Verhandlun —⸗

gen haupt ſaͤchlich auf das Abloͤſungsgeſetz der Herren -

frohnen , und nur in ſoweit auf die Staatsfrohnen

beziehen , daß der Wunſch beider Kammern zur Auf —

hebung dieſer Frohnen , und zur Subſtituirung einer

Umlage auf den Steuerfuß ausgedruͤckt , von der Re —

gierung aber die Abſicht an den Tag gelegt iſt , dieſem

Wunſche alsdann zu entſprechen , wenn ſolches die

Zeitumſtaͤnde nur immer moͤglich machen wuͤrden .

§. 15 . Zur vollkommenen Ueberſicht des Gegen -

ſtandes ſchließe ich das Geſchichtliche mit der Bemer⸗

fung , daf nach den Berhandlungen der zweyten Kama

mer v. X. 1819 . Heft IV . Geite 105 . die Straßenbau —⸗

frohnen auf 5oo,oco big 667,175 fi - angefchlagen feyen ,

daß aber nach dem neuen Anſchlage eines nicht zu vers

werfenden Sachverſtaͤndigen ſolche nur 268,000 fl. be -

tragen ſollen ; dem fuͤge ich noch bey , daß die Straßen
nach der bisherigen Ordnung der Dinge in dem beſten

Stande erhalten , und als wahre Zierde eines Landes

zu betrachten ſeyen , von welchen jeder Durchreiſende
die beſten Eindruͤcke in die ferne Heimath mit ſich
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nimmt , worauf ih Dienghere Beleuchtung der

vorliegenden Motion tiefere .

Der F 2 dieſes Berichtes weiſet nach , daß der

Motion des Herrn Hofraths v. Rotteck durch die

Aufhebung von Flußbaufrohnen zum Theil entſprochen ,

und daß ſeinen uͤbrigen Wauͤnſchen durch die Verzicht⸗

leiſtung auf die Frohnen fuͤr den Hofetat , ſo wie durch

directe und indirecte Aufhebung eines laͤſtigen Theils

der Gerichtsfrohnen bereits zuvorgekommen ſey ; es

fann fich ſohin hauptſaͤchlich nur noch von den uͤbrigen

Straßenbau - und Militaͤrfrohnen , und von den Kriegs⸗

frohnen in ſo weit handeln , als ſie von dem Herrn

Proponenten zu den Staatsfrohnen gezaͤhlt, und mit

jenen nach gleichem Princip behandelt werden wollen .

§. 16 . Zum Zweck der kurzen und gedraͤngten

Ueberſicht wird es nothwendig , drey Fragen beſonders

ins Auge zu faſſen :

1 2b die Abſchaffung der noch uͤbrigen Staats :

frohnen gegen eine Geldverguͤtung , aus welcher die

noͤthigen Leiſtungen bezahlt werden koͤnnen , als dem

allgemeinen Beſten angemeſſen , rathſam ſey ?

) Welche Art der Geldumlage ſtatt der wirkli —

chen Leiſtungen nach phyſiſchen Kraͤften , fuͤr die beſte

und zweckmaͤßigſte angeſehen werden koͤnne ?

3) Db und wiefern es thunlich fey , auch die

Kriegsfrohnen in die Kathegorie der Staatsfrohnen zu

ſetzen , und fuͤr dieſelbe einen mit legtern gleihen Bers

guͤtungsmaaß ſtab anzunehmen .
In Beziehung der erſten Frage uͤber die

Aufhebung der noch uͤbrigen Staatsfrohnen muß ich

vor der Hand die hohe Kammer darauf aufmerkſam

machen , daß der Herr Geheimerath v. Staͤdel in dem

der zweyten Kammer erſtatteten Commiſſionsbericht

— — — — — — — — — 82
sL ani — — T —J — Teang RANN *

aii ai a E a E A G



—

—

—

—

—

—

——

vom Jahr 1819 ſchon die awendung eines voͤllig une

richtigen Sprachgebrauchs geruͤgt hat , durch welchen
die Gehaͤſſigkeit des Frohnbegriffs auf eine Sache ge⸗
legt iſt , die einem ſolchen Begriffe gar nicht angehoͤrt ,
indem die Leiſtungen zu Staatszwecken , wozu die

Kraͤfte der Staatsbuͤrger in Anſpruch genommen werz
den můffen , gar nicht in der Eigenſchaft einer Frohn
erſcheinen , ſondern lediglich als Societaͤtsobliegenheit
zu betrachten ſind .

§. 18 . Demnach moͤchte auch der Sprachgebrauch
von Frohnfnechten zu Bezeichnung derjenigen , . die zu
dieſen Obliegenheiten concurriren , und in Aaſpruch
genvmmen werden , um ſo mehr durchaus falſch und
unanwendbar ſeyn , als er mit der Eigenſchaft des Ob —

jects , und mit den Begriffen von den in dem Y Ig .
dieſes Berichts aufgefuͤhrten Concurrenzpflichtigen ges
wiß nicht vereinbarlich iſt .

8 . 19 . Was die aufgeſtellte Frage ſelbſt betrifft ,
ſo hebe ich , ſowohl von der vorliegenden Motion , als
auch von dem Commiſſtonsbericht des Hn, v. Staͤdel
vom Fahr 1819 den þauptfáchtich wichtigen Grind aug ,
Daf die Leitungen nach einem Aufgebot gewöhnlich mit
mehr Zeitaufwand und tweniger gut , al um Lohn ge -
fochen ; und bauptfåchlich auf diefen Grund hin haͤlt
Ihre Commiſſton eine Regel , nach welcher die Natu —
ralleiſtung aufgehoben , und ſolcher eine Geldumlage
ſubſtituirt wurde , dem doppelten Zweck , der Zeiterſpar⸗
niß , und beſſerer Arbeit angemeſſen ; auf der andern
Seite konnte die Commiſſion aber nieht verkennen , daß
in den Gruͤnden der Regierung zur Ver ſchiebung des

Geſetzes , ein beſonderes Gewicht liege , welches ſich
noch durch folgende Betrachtung verſtaͤrkt .
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XI

§: 20 , Der Landmann , defen Producte - in den

un⸗
gegenwaͤrtigen , ganz ungewoͤhnlichen Zeitverhaͤltniſſen ,

hen beynahe nichts gelten , und kaum noch zu verwerthen

> ge find , fann nur mit åuferfter Anfirengung , und oft nur

hoͤrt, durch das Mittel des Schuldenmachens die Geldkraͤfte

die aufbringen , mit welchen er in Anſpruch genommen iſt ;

wer⸗dagegen fehlen ihm die zu ſeinen Leiſtungen erforder —

tohn lichen phyſiſchen Kraͤfte nicht , fo lange er , was jetzt der

heit Fall iſt , zureichendes Futter fuͤr ſeinen Viehſtand uͤber⸗

haupt , und insbeſondere fuͤr ſein Zugveeh hat ; die Lei⸗

auch ſtung eines Anſpannes , die ſonſt 2 fl. und noch mehr

eap
| werth gewefen fen mag , faͤllt ihm nicht ſchwer , wo —

ruch gegen er , wenn ihm ſtatt dieſes Anſpannes nur 20 fr .

und zugeſchieden waͤren , ſolche , da er ſie nicht hat , auch

Ob⸗ nicht zahlen kann .

10 . Si 2i aN Betreff der zweyten Frage : welche Art

de .
der Geldumlage ſtatt den wirklichen Leiſtungen nach

phyſiſchen Kraͤften fuͤr die beſte und zweckmaͤßigſte ane

geſehen werden koͤnne, mag folgendes die Entſcheidung

ifft, beſtimmen :
als Der Herr Proponent fuͤhrt in ſeinem ganzen Vor⸗

idel trag den Grundfay gleicher derhälmifmáfiger Verthei —

— lung der Staatslaſten unter alle Glieder der Geſell⸗

mit ſchaft durch ; er will in der Anforderung von Geld —⸗

ger fråften , und in der allgemcinen Umlage auf den Gteuers

— fuß die einfachſte und zweckmaͤßigſte Anwendung dieſes
u⸗

Grundſatzes finden .
* In ſofern nur von dem Aufgebot ſolcher Kraͤfte

are | bie Rede it , melden ein allgemeines , d. h. ein auf
eR

ate Glieder nah dem Verpåltnif der aufgebotenen
daß

Kraͤfte gleich vortheilhaftes Ziel vorgeſteckt iſt , ſo kann

* weder gegen den Grundſatz ſelbſt , noch gegen die Art

t
feiner Anwendung Etwas gefagt werden ; allein , ws
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die in Anſpruch genommene Kraͤfte Inſtitute befoͤrdern ,
deren Nutzen fich auf befondere Gegenden oder befon -
dere Perfonen , nicht aber auf die gefammten Staats :

glieder bezieht , truͤgt der Grundſatz ; ſeine Anwendung
in der vorgeſchlagenen Art iſt ungerecht , und das Re —

ſultat der Anwendung dem ausgeſprochenen Zweck ganz
entgegengeſetzt ; denn , wenn die Umlagen der Bey —

traͤge , beſonders zu den Straßenbauarbeiten nach dem

Steuerfuß Statt haͤtten , ſo waͤren hierdurch zum Theil
gar nicht vorhandene Kraͤfte in Anſpruch genommen ,
und die Anforderungen beruhten nichts weniger , als

auf wirklicher Gleichheit ; denn

I ) würde der Befizer eines Haufes , welches big

auf den legten Hohlziegel feinen Glåubigern verpfåndet
ift , der faum aug dem Betrag deg Miethgeldes neben
Den Capitalzinfen die gewöhnliche Steuer aufzubringen
vermag , für den Beptrag zu der Unterhaltung einer

vieleicht nie gefehþenen Strafe in Anfpruh genommen ,
3u deffen Teiftung ibm die Kråfte durchaus fehlen ;

2 ) måften geringe Handmwerfer auf ihre Gewerb —

fteuer , Saften zu einem , ihrem Ynterefe võllig fremden

Bwed , zu Strafen , die fie nie betreten , Åbernehmen —

Laſten , die ſte nur durch Handwerksverdienſt zu leiſten
vermoͤgend waͤren , wodurch der Fall , den der Herr
Proponent unterſtellt , um der bisherigen Austheilungs⸗
art der Straßenbaufrohnen eine ſchwache Seite abzuge⸗
winnen , wirklich herbeygefuͤhrt ſeyn wuͤrde , indem man

fagen koͤnnte , daß auf dieſe Weiſe Schneider Roͤcke,
und Schuſter Stiefel in der Frohn zu machen haͤtten .

3) Waͤhrend die Grundeigenthuͤmer in der Naͤhe
bequemer Landſtraßen ſich aller Vortheile dieſer Straßen
ungeſchmaͤlert zu erfreuen haͤtten , muͤßten die entfern⸗
teren Gebirgsbewohner mit gar keinen , oder doch mit
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dern , geringeren Vortheilen in voͤllig gleichem Maaßſtabe mit

eſon⸗Jenen an den Unterhaltungskoſten concurriren ; woruͤber

aats⸗ folgende Beyſpiele die naͤhere Erlaͤuterung liefern .

dung 5. 22 . Ich nehme bey dieſen Beyſpielen an , daß der

Re⸗ Frohnverguͤtungsbetrag fuͤr den Straßenbau jaͤhrlich nur

gang | 260,000 fi. erfordere , daf fohin auf Das roo f Steuer :

Bey - | capital 2/2 fr . erjoben werden dürften ; auf den Gall ,

dem | mwenn der Bergåtungsheytrag uͤber 600,000 fl. often

heil | wirde , wäre eg noch årger .

men , S: agds Cin Staͤdter befigt cin Haus mit dem

als Steuercapital von booo fl . , er ift mit derfelben Summe

verfhuldet , hat Dag Haug um 4o00 fl. vermiethet , und

bis mug 300 fi . Capitalzins zahlen , nah Abzug von : I9 fi -

indet Steuer : verbleiben ipm noh 81 fi . , pieron muf er die

eben ſtaͤdtiſchen Laſten zahlen , und das Haus unterhalten ;

n —

ngen wovon foller alfo einen weitern Beytrag fuͤr den Stra —

einer ßenbau auftreiben ? Stellt man ihn aber in der Be —

men, rechnung des Straßenbaubeytrags einem Andern gegen —

uͤber , der an dem Straßenzug wohnet , und Vortheil

verb⸗ von der Straße genießt , ſo wird die Sahe noch auf —

nden | fallender . Er , der Staͤdter muß von ſeinem Steuer —

| capital 2 fi . 3o fr . zahlen ; ein Bauer , Bewohner eines

ifen
|

amper Gtrafe gelegenen Ortes hat 8 Morgen Grundei -

Herr genthum , den Morgen angeſchlagen zu 2oofl . = i600 fl . , er

ngg - | befigt ein mit r000 fi. in der Steuer liegendes Haug ,

uges | pat ſohin zu verſteuern 2600 fl . , er hat alfo auf fein
man Gteuercapital einen Beytrag von 1 fl. 5 ër . zu bezahlen ,

oͤcke, Obwohl er zum Anbau yon 8 Morgen Grundeigen⸗

tten . thum feine ¿wey Pferde bedarf , bált er ſich dennoch

daͤhe ſolche , in der Abſicht , Den Guͤterwaͤgen oder andern

ißen Fuhren vorzuſpannen , gewinnt in der Wohe rein 3 fl . ,

ern⸗ im dem Jahr ſohin 150 fl . , von dieſen 150 fl. ziehe ich

mit die Haͤlfte ab , weil der Mann dieſe Haͤlfte mit einer
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weniger eintraͤglichen Unternehmung , außer der Gele —

genheit zum Vorſpann , haͤtte verdienen koͤnnen ; es

bleiben ſonach 75 fl . , um deren Betrag er dem Haus —

eigenthuͤmer durch den Vortheil der nahen Straße vor —⸗

ſteht , ungeachtet Letzterer mehr als doppelt ſo viel

Straßenbaukoſtenbeytrag zahlen ſoll .

S. 24 . Zehn Bauern haben z0 , ooo fl. Steuercapi⸗
tal , ſie entrichten dafuͤr an Beytraͤgen zum Straßen⸗
bau 12 fl. zo kr . dagegen benutzen ſie waͤhrend ſechs
Monaten im Jahr die nahe Straße zur Beyfuhr von

Kaufmannsguͤtern , oder , was noch oͤfters der Fall iſt ,
von rohen Fabrikbeduͤrfniſſen ; ſie verdienen ſich hier —
durch , nach Abzug aller Koſten , einen reinen monat —⸗

lichen Gewinn von 160 fl . , der ſich fuͤr 6 Monate auf
960 fl. berechnet . Davon ziehe ich ebenfalls die Haͤlfte
fuͤr den Verdienſt ab , der ohne die Straße , wiewohl
noch ſehr problematiſch , zu machen geweſen waͤre, wor⸗

auf noch ein ganz reiner , lediglich aus dem Daſeyn der

Straße hervorgehender , Vortheil von 480 fl . verbleibt .

Dagegen zahlen zehn von der Straße abgelegene Bauern -

hoͤfe bey gleichem Schatzungscapital zu 30,000 fl . dens

ſelben Beytrag von 12 f 30 fr . Die Bauern koͤnnen

die ferne Straße nicht benutzen , und ſehen muͤßig zu ,
wie ſich das Vieh an den ſteilen Bergwaͤnden auf dem

Waidgange muͤhſam und gefaͤhrlich die aͤrmliche Nah —
rung ſucht ; ſie zahlen ſohin bey dem Verdienſte , den

die Straße gewaͤhrt , unthaͤtig und untheilnehmend ihre
12 fl. 30 kr. , damit zehn Mitbuͤrger in einer gluͤcklichern
Gegend den Gewinn von 480 fl . machen .

§. 25 . Ein Gutsbeſitzer mit einem Steuercapital
von 40,000 fl. zahlt 16 fl. 40 kr Straßenbaubeytrag ,
er ſchickt auf der gutgehaltenen Straße woͤchentlich

zwey Waͤgen voll Gartengewaͤchſe auf den Markt der

au
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alé | drey oder vier Gtunden weit gelegenen Stadt, Und gee

og,
| vimt dadurch mwåhrend 6 Monaten monatlich ER ;

ig ſohin uͤberhaupt 132 fl . , wovon ich nichts abziehe , weil
ar

ohne die Straße der Abſatz von Gartengewaͤchſen nicht

siel möglich gewefen mwmåre. Er . fegt ferner 200 Walter

Sråchte wegen der bequemen Abfuhr pr . Malter um 10fr .

Ei
vortheilhafter , als der weiter zuruͤckgelegene Gutsbe⸗

ſitzer ab, und gewinnt dadurch wieder gf 20 fr . ,

b8 biezu die oþigen 132 fl , þat er einen ſummariſchen

; Geminn von 165 fl. 20 fr . Der foqgenannte Wålder

i þingegen , welcher von : einem bedeutenden Waldeigen —

i thum und feinem Hofgute nach dem gleichmaͤßig darauf
ruhenden Steuercapital von 40,000 fl . auch mit 16 fl .

* 40 kr. Straßenbaubeytrag angezogen iſt , ſein Holz , als

das einzige Produet aber entweder auf den Floßbach

a verkaufen , oder auf beynahe unfahrbaren Wegen , von

welchen er muͤhſam ganze Felſenſtücke hinwegſprengt ,

ar gefahrvoll fuͤr Menſchen und Vieh ing ebene Land

bringen muß , hat von ſeinen 160 fl. 40 kr . ganz und

bt | gar Nidts .

* §. 26 . Durch obige Beyſpiele , die ſich noch in die

Po | Hunderte vervietfaltigen ließen , glaube ich bis zur Evi —

denz den Beweis von der großen Ungleichheit geliefert

i
zu haben , welche in der Vertheilung der Beytraͤge zum

ib Straßenbau, durch unbedingte , d. h. voͤllig uneinge —

ga
ſchrankte Umlage auf den Steuerfuß zu finden iſt , und

* Ihre Commiſſion findet bierdurch die Meinung gerecht -

a
fertigt und begründet , daf die unbedingte allgemeine
Umlage durchaus zu verwerfen , Dagegen aber , wenn

taf
tint die Vertheilung der Leitungen zum Straßenbau

i
nach phyſiſchen Kraͤften in einer hiezu geeigneten Beit

id
aufgehoben , und die Geldumlage ſubſtituirt werden

J
ſollte , ſolche nur mit Repartirung eines verhaͤliniß⸗

z — DRONS IRUTANP RE CORN
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måfigen Vorbetrags auf die Steuerpflichtigen in den

nåchfien Umgebungen : der Landfiragen . in Anwendung

au bningen ſey , welche Maaßregel gang analog mit

jener waͤre, welche hinſichtlich der Beytraͤge von den

Uferlhewohnern zu den Flußbaukoſten beſteht . Dagegen

verſt eht es ſich nach den entwickelten Grundſaͤtzen , daß

alle von einem allgemeinen Staatszweck gebotenen , und

unten ſolchen hauptſaͤchlich die Militaͤrfrohnen nach

ihrer Abſchaffung die Verguͤtung in einer allgemeinen

Steuerumlage finden muͤſſen .

Si 27 . Die dritte und legte Frage , welche fich auf

die Kriegsfrohnen und auf den Antrag bezieht : ſolche

alg Staatsfrohnen zu behandeln , und ihren Werth

durch eine Geldumlage zu verguͤten , iſt von der hoͤch—

ſten Wichtigkeit , indem ihre Entſcheidung , und ein , auf

dieſe Entſcheidung gegruͤndetes Geſetz , die verderblich —

ſten Reſultate fuͤr den Staat uͤberhaupt , und fuͤr den

Zuſtand der Finanzen insbeſondere , auf den Fall eines

Krieges , deſſen Schauplatz das badiſche Land werden

ſollte , nach ſich ziehen wuͤrde . Waͤre der Grund ſatz

ausge ſprochen , daß , wie es der Herr Proponent ver⸗

langt , die Staatskaſſe alle Verguͤtung der Kriegsfroh —

nen zu zahlen , und den bezahlten Betrag wieder durch

Steuerumlage zu decken haͤtte , ſo wuͤrde , abgeſehen

von der voͤlligen Unmoͤglichkeit , einen feſten Etat der

Steuer ſummen einzuhalten , die Staatskaſſe der Gez

meinfhuldner får . alle Forderungen werden , diefe Forz

derungen felbf aber wuͤrden zu foͤrmlichen Staatsſchul —⸗
den erhoben und geſtempelt ; woraus bey der Unmoͤglich⸗
keit , den Ausfall der Ruͤckſtaͤnde und der vielen nicht

eingehenden Beytraͤge zu decken , eine , den Staat er —

druͤckende , und die Finanzen , wie allen Staatseredit
zerſtoͤrende Schuldenlaſt entſtehen muͤßte. Wag [ hätte
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tug dem Staat und feinen Finanzen werden muͤſſen ,

wenn ein ſolches Syſtem waͤhrend 25 Kriegsjahren in

Anwendung gekommen waͤre 2 nur ein Statsbankerott

haͤtte bey den Millionen , nach welchen ſich die vielen

Kriegsfrohnen berechnen , der Erfolg ſeyn koͤnnen .

§. 28 : Aber auch opne diefe groͤßtentheils prakti⸗

tiſche Anſicht iſt das vorgeſchlagene Syſtem theoretiſch

verwerflich . Die Kriegsfrohnen — ihrer Natur nach

poͤllig ausgeſchieden von den im Frieden zu leiſtenden

Militaͤrfrohnen —lediglich im Kriege durch die Waf⸗

fengewalt in Anſpruch genommen , reichen nicht weiter ,

als dieſe Gewalt geographiſch ausgedehnt iſt ; auch von

den befreundeten Truppen gefordert , ſind ſie dennoch

von dem Feinde veranlaßt , weil ſie , nach Maaßgabe

der fernen und nahen feindlichen Stellungen und Bes

wegungen , Und zwar nach. dem augenblicklichen Beduͤrf⸗

nife an Hand - und Spannkraͤften, wie ſie jeder beſitzt

und disponibel þat , gefordert werden ; ſie gehoͤren

demnach unter die Bedraͤngniſſe des Krieges , die jeder

tragẽen muß , wie und wo ſie ihn zunaͤchſt treffen .

F. 29 . Sollten endlich die von des Freundes

Truppen geforderten Leiſtungen von jenen Frohnen aus⸗

geſchieden werden , welche der Feind erpreßt , die Zah⸗

lung aber nur fuͤr erſtere erfolgen , waͤhrend letztere als

nicht zu verguͤtende Erpreſſungen angeſehen wuͤrden,

ſo laͤge hierin der hoͤchſte Grad von Ungleichheit und

Ungerechtigkeit ; denn geſetzt , es ſtaͤnden ſich an der

Murg zwey Kriegsheere gegenuͤber , wovon das der

Freunde die im Ruͤcken gelegene Gegend bis an den

Medar und Main , Dag : feindliche aber den Landesſtrich

bis zum Bodenſee dominirte ; jedes Heer wuͤrde durch

Frohnaufgebote die Kraͤfte benutzen , welche ſich in dem

von ihm beſetzten Theil des Landes faͤnden , was in

* *
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der Natur der Gahe und in der deg teidigen Krieges
tiegt . . Würde . aber dag Ganze nath dem empfohlenen
Syſtem bey wieder eingetretenem rieden zur Ausglei⸗ —

chung kommen , dann muͤßte das Land von der Murg
aufwärts , ohne dag Geringfte får die Bedruͤckung des

Feindes in Anrechnung bringen zu duͤrfen , jenem , wel⸗
ches abwaͤrts gegen den Neckar und Main gelegen iſt,
nach der Steuerumlage ſeine Laſt , die ihm der Freund
aufbuͤrdete , zahlen helfen , demletztern Landestheil
waͤre wohl geholfen , dem erſtern aber durch eine nicht
zu tragende , voͤllig ungerechte Laſt ſein gaͤnzliches Ver⸗
derben herbeygefuͤhrt .

Dieſes alles iſt zu handgreiflich , als daß ich den

Zeitverluſt einer weitern uͤberfluͤſſtgen Eroͤrterung , und

die Zumuthung , ſolche anzuhoͤren , bey dieſer hohen
Kammer rechtfertigen koͤnnte . Ihre Commiſſton ſieht
das vorgeſchlagene Syſtem fuͤr zu gefaͤhrlich und ver —

derblich an , um ſolches zur Beruͤckſichtigung empfehlen
zu koͤnnen .

§. 30 . Eine weitere Gattung von ſogenannten
Frohnen , welche aber noch mehr als die von dem Staat

geforderten Leiſtungen als Societaͤtsobliegenheiten be —

trachtet werden muͤſſen , ſind die Gemeindsfrohnen , die,
wie es ſcheint , mehr der Gleichfoͤrmigkeit , als der

Sache ſelbſt wegen , unter das allgemeine Verguͤtungs⸗
princip , jedoch auf einen andern Verguͤtungsfond hin —
gewieſen , geſtellt werden wollen . Dieſe Obliegenheiten
ſind bey der Eroͤrterung der aufgeſtellten Hauptfragen
in gegenwaͤrtigem Berichte nicht beruͤhrt worden , weil

der Gemeindeordnungs - Entwurf hieruͤber Beſtimmun⸗

gen enthaͤlt , deren Berathung im conſtitutionellen Wege
ſchon angefangen hat , und woruͤber getrennte Verhand⸗
lungen , bey zwey verſchiedenen Anlaͤſſen nicht wohl
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zes zulaͤſſig ſeyn duͤrften . Uebrigens ſcheinen die Gemeinds⸗

wen | , da fie dem Bwede und Effect nah allein dem

feis | individuellen Snterefe der Gemeinden angehören , mit

irg | den Léifungen zu den allgemeinen Staatszwecken nicht

jes |
nie geringke Gemeinſchaft zu haben ; die Gemeinden

elz verlangen fie an fich ſelbſt , und leiſten ſie ſelbſt , auch

iſt, unterliegen ſie lediglich in ſo weit der ſtaatspolizeyli⸗
nò chen Aufſicht , damit die Gemeindsinſtitute , wozu die

eif Srohnen nothwendig find , niht vernachlaͤßigt werden ,

cht ſonſt hat der Staat nichts mit ihnen gu thun :

er⸗ Ich komme nun auf die

beſondern Beyſpiele des Frohnmiß —

en brauch s ,

nd deren der Herr Proponent in Beziehung unnöthiger

en Prunkbruͤcken , und der Militaͤrfrohnen gedenkt . Was

bt vie Prunkbruͤcke insbeſondere betrifft , ſo mag vielleicht
er⸗ die Vermiſchung des Begriffs der Soliditaͤt und des

en Prunkes einige Schuld an dem grellen Anſtrich haben ;

ſind inzwiſchen Beyſpiele des Mißbrauchs wirklich Yor -

en handen , und werden ſie nicht nur allgemein , ſondern

at fpecie bezeichnet , fo mõte es Pflicht der ſtaͤndiſchen

e⸗ Kammern ſeyn , ſolche zur Kenntniß der Regierung zu

e , bringen , Damit dte Rúge deg Mifbrauchs an den Per -

er fonen , wethe ibn veranlagt haben , erfolgen , und kuͤnf⸗

⸗ tigen gleichen Mißbraͤuchen vorgebeugt werden koͤnne .

n⸗ 5. 32 . In Anbetracht des zweyten Beyſpiels : —

n des Aufgebots von Militårfrohnen im Frieden — þa -

R | ben Se . Erzelleng der Hr . Generallieutenant v. Schaͤf⸗

if fer bemerft , daf bey den Arbeiten fuͤr das Zeughaus

a⸗ hauptſaͤchlich auf die beſte Qualitaͤt des Eiſens , die

jë fich in den Produften der oberlaͤndiſchen Eiſenwerke

Je allein finde , gefehen werden múffe s daf ferner die Mu -

nition bey dem gånzlihen Mangel von Eiſenſchmelzen
er—

—
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in den untern Landesgegenden , nur allein aus den

Schmelzen des Oberlandes zu erhalten fey ; daf eg

fohin in diefem Anbetracht nothwendig gewefen wáåre ,
die Frohnen leiſten zu laſſen , uͤber welche ſich der Herr
Proponent beſchwere . Der Militaͤretat habe fuͤr Trans⸗

porte derartiger Beduͤrfniſſe feine Poſition , und er
werde , wenn man ihm eine ſolche gebe , gern auf die

Frohnen Verzicht leiſten .
Die úbrigen Militaͤrfrohnen koͤnnten außer den

Transporten erkrankter Individuen , meiſtens nur in
den Faͤllen nothwendig ſeyn , wenn das Arme ecorps ,
wie dieß im vorigen Jahre geſchehen , zu beſonderen
Uebungen auf einen Punkt zuſammen gezogen werde ,
in einem ſolchen Fall koͤnnten die Frohnen aber ſchlech⸗
terdings nicht entbehrt werden ; auch moͤchte ihre Bey⸗
behaltung um ſo billiger ſeyn , weil durch die Verſamm⸗
lung des Militaͤrs in jener Landesgegend , welche die

Frohnen leiſtet , der nicht unbedeutende weitere Geld —
umlauf die Laſt der Frohn wieder ausgleicht . Ein ganz
genauer Anſchlag der Militaͤrfrohnen koͤnne aber nicht
gemacht werden , weil alleg von Zeit und Umftånden ,
hauptſaͤchlich aber von der Frage abhaͤnge, ob in- einem
oder dem andern Jahre Centraluͤbungen Statt haben
oder nicht .

8. 33 . Nachtraͤglich zu dieſen Bemerkungen leg⸗
ten Se . Excellenz der Hr . Generallieutenant v. Schaͤffer
eine Ueberſicht vor , wornach ſich ergiebt , daß

24 Angeſchirrte

ſpaͤnnige Wagen Pferde.
Im Nape r819 | 441 107 = | 22 SY43z 1820 292 ORERE 1482

a! = 1821 251 m22 | 62 | - 2429— — —in Summa 984 2750 258 7044
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aufgeboten worden ſind , welche die Beſtimmung

hatten ,

a ) geſchloſſene Arreſtanten , kraͤnkliche Militaͤrindivi —

duen , oder auf dem Marſche Erkrankte in die Garni⸗

ſonen , Spitaͤler , oder in ihre Heimath zu bringen ;

b) Militaͤreffecten oder Waffen , Munition zu fuͤhren ,

und bey Truppenmaͤrſchen die erforderlichen Requiſiten

und Fournituren mitzunehmen .

§. 34 . Nach den verſchiedenen Abloͤſungsſtationen

und der Stundenentfernung ſtellet ſich heraus , daß

924 Einſpaͤnner auf 8 Stunden zu 2 fl. 48 fr . gerede

Net a ; $ i E TSS A Da te :

2660 Zweyfpånner auf 15 Stunden zu

8 f . I5 fr . — —— tE .

258 Vierſpaͤnner auf 15 Stunden zu

6 maoe E AS o fi .

7044 Pferde auf 15 Stunden ’ zu

sf . rs tr . en se IBA ahe e E :

in Gumma 47447 fl 12 fr .

in ihrem Geldwerthe betragen , welchem zufolge , wenn

der Maafiftab zur Geldverguͤtung von den gedachten

drey Jahren einſtweilen hergeholt werden ſollte , fh

auf dag Jahr die Summe von 15,815 fl - 54 Ers erge -

ben duͤrfte .

§. 34 . Die ganze Berechnung gruͤndet ſich aus —

druͤcklich darauf , daß fuͤr den Mann auf die Stunde

9 fr . , und fúr dag Pferd r2 fr . zu zahlen feyen , und

daf mit Vergütung deS gleichen Betrags ; die für den

Mililaͤrbedarf erforderlichen Fuhren auch in der Folge

aufgeboten werden koͤnnen ; zugleich erlaͤutert ſich das

Auffallende , welches vielleicht in der großen Anzahl

von Pferden und Fuhren gefunden werden moͤchte ,

dadurch , weil eine und dieſelbe Fuhre

— —————— —
— ———
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von Mannheim bis Freyburg 13 mal ;

Mannheim nach Offenburg 8 — ſich

Karlsruhe nach Offenburg 5 — Be

RKarlsruhe nach Freyburg p ſch

Karlsruhe nach Conſtanz 14 — in

in der Berechnung begriffen ift . ar

§. 35 . Die Commiſſion glaubt , daß fuͤr die erſten di

Xabre , in welchen ein Gefeg får die Molófung der tic

Staats - , und mit ſolchen , der Militaͤrfrohnen in Wir — ob

kung traͤte , lediglich fuͤr die Geldverguͤtung ein Provi — Ci

forium angenommen , und durch die Erfahrung mebre - ge

rer Yahre erf eine bleibende Beftimmung erfolgen Fönne , gi

bey welcher jedoch darauf Ruͤckſicht zu nehmen waͤre, w

daß der Aufwand fuͤr die Beyſchaffung der Munition , w

wenn das ganze Beduͤrfniß angeſchafft ſeyn wird , ſich m

nicht fortwährend gleich bleiben fónne , und daf die ni

Militaͤrfrohnen nach der jetzt gaͤnzlich vollzogenen Trup - n

pendiglocation fich úberhaupt mindern , und fon ge - n

mindert haben muͤſſen. ſi

§. 36. Auf die uͤbrigen b

Bemerkungen uͤber das — und i

Conſeriptionsſyſtem ,
als nur voruͤbergehend in die Motion gezogen , und in €

folcher mit feinem eigentlichen Nntrage belegt , glaubte f

die Commiffion nidġt eingehen zu koͤnnen , indem fonft

bey zwey verſchiedenen Anlaͤſſen ein und derſelbe Ge —

genſtand in die Discuſſion gezogen wuͤrde . Denn bey

dem Budget liegt die naͤchſte Veranlaſſung , von dem

Steuerſyſtem zu ſprechen , wenn etwas Fehlerhaftes an

demſelben ſollte aufgefunden werden koͤnnen , und der

bereits vorliegende Geſetzentwurf uͤber die Conſcription

bietet allein die Gelegenheit dar ſich auch uͤber dieſen

Gegenſtand zu aͤußern .
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g. 37 Jn Beziehung auf das Steuerſyſtem hat

ſich der Herr Hofrath v. Rotteck ſelbſt geaͤußert , ſeine

Bemerkungen bis zur Discuſſton uͤber das Budget auf —

ſchieben zu wollen , dagegen hat derſelbe verlangt , eine

inzwiſchen der Commiſſion eingereichte ſchriftliche Mug -

arbeitung , morin - feine . Vorſchlaͤge und Anträge úber

die noͤthig erachteten Verbeſſerungen bey dem Conferipa

tions ſyſtem entwickelt ſind , zu den Akten zu nehmen ;

ob uͤber dieſe Vorſchlaͤge ein foͤrmliches Gutachten der

Commiſſion , als die Beleuchtung des Conſeriptions⸗

geſetzes anticipirend , abgegeben , oder deren Wuͤrdi⸗

gung auf die Discuſſion uͤber das Conſeriptionsgeſetz ,

wohin ſie allein gehoͤrt , verwieſen werden ſolle ; hieruͤber

wird vor der Hand die Entſcheidung der hohen Kam -

mer noͤthig ſeyn . Uebrigens verkannte die Commiſſion

nicht , daß die von der Verwandlung der Militaͤrfroh —

nen geltenden Grundſaͤtze auch auf andere Militaͤrlaſten ,

namentlich auf Einquartirung , anwendbar ſeyn wuͤrden ,

ſie trug jedoch um deswillen Bedenken , auf dieſen

beſondern Gegenſtand weiter einzugehen , weil er bereits

in der zweyten Kammer ausfuͤhrlich eroͤrtert worden ift

§ . 38 . Nahdem durch das Vorhergehende jeder

Gegenſtand im Einzelnen ſeine Beleuchtung erhalten

hat , wird es nun noch nothwendig , einige

nachtraͤgliche allgemeine Bemerkun —

gen , aus welchen die Nothwendigkeit

nåherer Recherchen hervorgeht ,

zum Schluſſe beyzufuͤgen .

§. 39 . Obwohl mehrere der zu den Staatsfroh⸗

nen gezaͤhlten Gerichtbarkeitsfrohnen , wie ſolches lin

dem gegenwaͤrtigen Berichte nachgewieſen iſt , theils

aufgehoben ſind , theils durch eine indirecte Maaßregel

von ſelbſt erloͤſchen , ſo beſtehen dennoch zum Theil

— — — ‘j54 K
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ſolche Frohnen fort , von welchen es ungewiß iſt , ob

ſie als Staatsfrohnen wirklich zu betrachten ſind , oder

nah ihrem Entſtehungsgrunde als Herrenfrohnen er —

ſcheinen . Selbſt die Gemeindsfrohnen ſind nicht allent⸗

halben genau von den Staatsfrohnen ausgeſchieden ,
und es beſtehen ſogar einzelne Faͤlle , in welchen es

zweifelhaft wird , ob eine Frohn zu den Gemeindg =
oder Herrenfrohnen gehören .

§. 40 . Einen Zweifel diefer Art möchte folgendes
Wepfpiel liefern : Mehrere Gemeinden Haben auf einen

privatrechtlichen Grund hin die Pflichtigkeit , in dem

Umfang eines Waldes oder andern Bezirkes zu froͤh⸗
nen , und insbeſondere die Wege herzuſtellen und zu

unterhalten ; es liegt ihnen ſohin in dieſer Beziehung
auf fremdem Eigenthum eine Herrenfrohn ob . Nun iſt

zur Communication mit andern zu dieſer Frohn nicht

pflichtigen Orten ein Vicinalweg nothwendig , zu deſſen
Herſtellung und Unterhaltung die Gemeinde , deren

Gemarkung er beruͤhrt , aufgefordert , oder auf die

Concurrenz der Gemeinden , fuͤr welche der Communi —⸗

cations weg vortheilhaft erſcheint , gegriffen wird .

Nichts iſt nun natuͤrlicher , als daß die zur Con —

curreng aufgeforderten Gemeinden fagen werden , Hier

fey von einer , auf den alten Frohnpflichtigen ruhenden ,
Herrenfrohn allein die Rede , wogegen legtere die Bes

Haúptung geltend machen dürften , diè in Anſpruch ge⸗

nomaene Arbeit fey alg Gemeindsfrohn zu betrachten ,
und beråhre ibre Frohnpflichtigkeit gar nicht .

§. A1 . Es iſt auf allen Fall als gewiß anzune h—
men , daß nach Aufhebung der Staatsfrohnen , zumal
wenn gleichzeitig ſich die Ablbſung mehrerer Herren⸗
frohnen realiſtren ſollte , unendlich viele Widerſpruͤche
der Frohnpflichtigen im Einzelnen uͤber die Kathegorie
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bet Frohnen zu erwarten ſeyen , und daher muß es

zur Beſeitigung der dadurch veranlaßten Proceſſe der

allgemeine Wunſch ſeyn , eine genaue Ueberſicht der

Frohnen , ausgeſchieden nach ihren beſonderen Kathe⸗

gorien , wie ſie jetzt noch beſtehen , aus jedem Amts⸗

bezirke zu erhalten . Eine ſolche Ueberſicht iſt ohne

beſondere Muͤhe und ohne vielen Zeitverluſt beynahe

ganz gelegenheitlich zu erheben , wenn zur Ausfuͤhrung

der in dem 6. 17 . deg VI Conſtitutionsedikts liegen⸗

den Beſtimmung , nach welcher bey den Frohnen das

Maximum des Maaßes der auf ſie zu verwendenden

Zeit feſtgeſetzt werden ſoll , geſchritten wird , welches

ſchlechterdings nicht mehr laͤnger verſchieblich ſeyn

duͤrfte .

§. 42 . Weiter bedarf es einer naͤhern Unterſu —

chung , worin die auffallende Verſchiedenheit in den

Angaben uͤber die Straßenbaukoſten zu 667175 fl . und

zu reſpective 260,000 a gefuht werden müfe , und

ob der gwifhen beiden Angaben in der Mitte liegende

Betrag fih durch den Anſchlag des Werths der Na⸗

turalfrohnen , und des dabey eintretenden Zeitverluſts ,

gegen die Koſten der Lohnarbeiten herausſtelle, oder

ob er ſich durch wirkliche Erſparungsmittel ergebe , uͤber⸗

haupt aber , ob die herabgeſetzte Summe von 260,000 fl.

fich halten Eónne . Diefe Unter fung ift um- fo noth -

wendiger , als hierdurch ein mehr als um das Doppelte

verſchiedenes Reſultat fuͤr die Geldumlage ſich ergeben

duͤrfte ; auch wird eine genaue Unter ſuchung nicht min⸗

der uͤber die Frage nothwendig , welches Praͤcipuum

den in der Umgebung der Straßen gelegenen Orten

nach den Vortheilen , die ſie von ſolchen genießen , zu⸗

gefhieden werden muͤſſe.
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Auf aleg Obige , was fowopl im Einzelnen alg
im Allgemeinen dargelegt iſt , gruͤndet die Commiffion
den ]

Se . Koͤnigl . Hoheit , den Großherzog , unterthaͤnigſt zu
zu bitten :

daß Hoͤchſtdieſelben der ordentlichen Behoͤrde , oder
einer beſondern Commiſſion in Gnaden den Auf⸗
trag ertheilen wollen , diejenigen Vorarbeiten vor —

zunehmen , durch welche die wuͤnſchens werthe Auf⸗
hebung der Staatsfrohnen ( die Kriegsfrohnen je⸗
doch voͤllig ausgenommen ) , oder wenigſtens die

Milderung oder Minderung dieſer Frohnen einge⸗
leitet werden koͤnnte ;

womit ich dieſer hohen Kammer und ihrer tiefen Weis —

heit den Beſchluß anheimſtellend , den gegenwaͤrtigen
Bericht ſchließe .
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er Naͤhere Vorfſchlaͤge des Proponenten .

f -

r⸗ Einer hochverehrliche Commiſſion lege ich hlemit meine

f -
naͤheren , die gleiche Bertheilung der Staatslaſten betref-

= fenden Vorſchlaͤge, auf welche ich mich in der Motivirung

*
meines Antrags auf Abſchaffung der Staatsfrohnen be⸗

rief , gehorſamſt zur geneigten Beruͤckſichtigung vor .

Sie beziehen ſich theils auf den Hauptgegenſtand mef -

ner Motion , D. H. auf die Deckung des durch Abſchaffung

der Frohnen entſtehenden neuen Staatsaufwands ,

n wobey mir freylich unvermeidlich ſchien , wenigſtens einen

fluͤchtigen allgemeinen Blid auf dag Stee urfyffem im

Gangen gu werfen ; theilg auf die unter der Herrſchaft

der naͤmlichen Rechtsprincipien ſtehende Regulirung der

Milizpflicht .
I . Ohne mih in einen beſtimm ten Vorſchlag zur

Deckung des obenerwaͤhnten neuen Aufwands einzulaſſen

weil die Zweckmaͤßigkeit und ſelbſt die Gerechtigkelt ei —

nes ſolchen nie an und fuͤr ſich , ſondern nur im Zu⸗

ſammenhang mit dem ganzen uͤbrigen Steu -

erfyſt em gewuͤrdigt werden kann — will ich blos ſum⸗

mariſch und eventuell einige Wege , worauf mir das Ziel

leicht errelchbar ſcheint , zur Auswaͤhl andeuten . Man Fann

naͤmlich:
A Den , nach Abſchlag des Praͤcipuums , welches

den an den Chauſſeen liegenden — daher dieſe Straßen

zugleich als Vicinalwege benutzenden — Gemeinden nach

Mer Billigkeit , und fuͤr jeden Fall zur Laſt fallen muß ,

noch eruͤbrigenden Koſtenbetrag aus der allgemeinen
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Staats - Kaſſe beſtreiten , und die hiefuͤr noͤthige wei⸗
tere Einnahme durch Erhoͤhung derjenigen Steuern , wels
de , und in fo fern fie nach Maafgabe der allgemeinen
Finanzprincipien und ihrer gegenwaͤrtigen Spannung ſol⸗
che Erhoͤhung zulaſſen , hereinbringen . Solches waͤre of⸗
fenbar das Leichteſte und Beſte , und auch in Uebereinſtim⸗
mung mit demjenigen , was bereits in Anſehung der Fluß —⸗
baukoſten wirklich ge ſchieht . Hier aber iſt freylich—wie ich in der Motibirung meines Antrags bemerkte
—die Vorausſetzung eines im allgemeinen gerege
ten Steuerſtyſtems noͤthig. Ich konn mich jedoch einſt⸗
weilen damit begnuͤgen, daß man ſolche Nothwendigkeit
anerkenne . Die Verhandlungen uͤber das Bu dget
werden den Anlaß zur Pruͤfung unſeres Steuerſyſtems dar⸗
bieten . Fuͤr jetzt abſtrahire ich davon .

B . Golte die — nah meinet Meinung unrichtige
Anſicht obſtegen , daß es unbillig waͤre, den bisher von
der Frohnlaſt freyen Klaſſen , zumal den Gewerbs —
treibenden , einen Antheil an der Frohnteluction zu⸗
zumuthen , ſollte man die bisherige Frohnlaſt als eine
Art von landwirthſchaftlicher Gewerbſteuer
geltend machen , ( wag freylih meiner eigenen Ueberzeu⸗
gung vollkommen entgegenſtreitet ) je nun , ſo repartire
man die noͤthige Summe blos auf die Grundſteuer
und ziehe dergeftalt wenigfteng alte Indiv iduen dieſer
Klaſſe , den Weinbauer wie den Fruchtbauer , den Rei⸗
chern wie den Aermern , den Vornehmen wie den Gerin -
gen , jeden naih Maafigabe feines Steuerſubſtrats ing
Mitleiden .

Selbſt bey dieſer , die Bauern durch den Grundſatz gewiß
ſehr praͤgravirenden , Art der Umlage wuͤrden ſie gegen ihren
jetzigen Zuſtand bedeutend erleichtert , das Unrecht alſo
wenigſtens gemindert werden . Doch wuͤrde hier aller⸗
dings die Fuͤrſorge noͤthig, oder hoch raͤthlich ſeyn , allen
Einzelnen oder Gemeinden unmittelbar oder mittelbar die
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XXIX

Gelegenheit gu verihaffen , wenigfeng die Summe des

Steuerzuſchlags durch Lohnarbeiten , fuͤr den Staat ver⸗

richtet , abzuverdienen . Der Adminiſtration kann ſolches

nicht ſchwer werden ; auf einige Wege der Ausfuͤhrung

iſt bereits in meinem , zur Begruͤndung meiner Motion ge⸗

haltenen muͤndlichen Vortrag hingedeutet worden .

O. Man koͤnnte endlich die Unterhaltung der Land⸗

ſtraßen ( uͤberhaupt die bis jetzt in der Frohn verrichteten

Straſſenarbeiten ) nach einem billigen (allernaͤchſt auf dem

Gtener- Kapital , daun aber : auch auf Berhåltnifen der

Lagere . ruhenden ) und immer Dag oben bemerfte Pråci -

puum mit in die Rehnung nehmenden Austheiler , den

Gemeinden zuweifen , und jeder Gemeinde úberlaffen ,

die Unterhaltung der ihr zugetheilten ( natůrlich nach Maaf -

gabe der Entfernung von der Gtrafe und : vom Material

kleiner zuzumeſſenden ) Strecke durch Lohn⸗- Arbeit ( wo⸗

fuͤr das Geld aus der Gemeinds - Kaſſe , oder aus eigenen

Umlagen nach dem Steuerfuß gemaͤß geſetzlicher Beſtim⸗

mungen zu nehmen waͤre ) zu bewerkſtelligen . Nach dieſem

Vorſchlag bliebe einerſeits die Staats - Kaſſße gaͤnzlich

unangeſprochen , anderſeits faͤnde der befuͤrchtete Geld⸗

abfluß aus den aͤrmern in die reichern Gegenden nun ganz

unmoͤglich Statt , indem die Unkoſten im Schooße derje⸗

nigen Gemeinde zuruͤckblieben , welche ſie aufgewendet .
So geſchieht es ſchon wirklich in einigen Staͤdten ; wie

koͤnnie es im allgemeinen unausfuͤhrbar ſchei —

nen ? —

II In Bezug auf die Miliz pflicht habe ich behaup⸗

tet , daß das Conſeriptionsgeſetz ſich abſchaffen , und

durch ein Syſtem der gleichen Vertheilung erſetzen

ließe , ohne alle Schwaͤchung , vielmehr zum Vortheil der

bewaffneten Macht . Ich erlaube mir hieruͤber die fol⸗

genden Andeutungen :
A . Der Idee des Rechts am entſprechendſten waͤre

— —
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ger in beſtimmten Alters - Jahren eine genuͤgende Zeit hin⸗
durch in den Waffen geuͤbt , daher zum wirklichen Kriegs⸗
dienſt tauglich gemacht , die ſtehende Grundmafſe
deg Heeres aber blos aus Frey wil ligen ( durch Hand⸗
geld und kurze Capitulationszeit , oder fuͤr die Edlere

noch wirkſamer Durch- Ehre und Vatertandsliebe anzulo —
ckenden Freywilligen ) gebildet , und dije dafuͤr allerdings
ſehr bedeutende Mehrausgabe auf die allgemeine Sta at s —

Kaſſe uͤbernommen wuͤrde . Ich beſcheide mich indeſſen
gern , daß , ſo lange man eine ſo große ſtehende Trup⸗
penzahl fuͤr noͤthig findet , als wirklich unſer Etat beſaget ,
die ohnehin ſchon erſchoͤpften pecuniaͤren Kraͤfte der Steuer

pflichtigen jene Steuer Erhoͤhung zu ertragen außer Stan :
de ſeyen ; daher mache ich den zweyten Vorſchlag .

B . Daß naͤmlich ſolche Mehr⸗Ausgabe aus geſetzlich
zu beſtimmenden Beytraͤgen der Milizpflichtigen
ſelbſt oder ihrer Eltern ſolle beſtritten werden . Man
koͤnnte zu dieſem Behuf abermals verſchiedene Weze ein⸗

ſchlagen , je nachdem man die Milizpflicht als eine fuͤr
alle du rcha us gleiche , alſo ſtreng perſoͤnliche
Schuld , oder als eine der Steuer ſchuld analoge , . h.
mit dem Maaf des Beſitzt hums, alſo der vom Staat

uns gewaͤhrten Vortheile im Ver haͤlt niß ſtehende
Obliegenheit betrachtet .

In der letzten Vorausſetzung wuͤrde eine nach dem

Steuerfuß zu regulirende Umlage auf die Milizpflichti⸗
gen Statt finden muͤſſen ; in der erſten — welche mir

auch — mit gewiſſen naͤhern Beſtimmungen — die rich —
tigere ſcheint — moͤchte etwa ſtatuirt werden , daß jeder
Milizpflichtige durch Zahlung einer maͤßigen Summe —

z. . . von 1o00 fl. — von der Schuldigkeit de Looſens
ſich befreyen , dagegen wer ſolches nicht will oder nicht
kann , entweder o hne Looſen — doch fodann mit dop -
peltem Handgeld — ein treten , oder im Fall er gelo —
ſet , und eine Dienſtnummer gezogen haͤtte , zwiſchen dem
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Eintreten gegen einfaches Handgeld und dem Einſtellen

eines Erſatzmanns waͤhlen duͤrfte . Hoͤchſtwahrſcheinlich
wuͤrden ſo viele ſich vom Looſen durch Zahlung befreyen ,

daß dadurch die zu den Handgeldern noͤthigen Summen

noch mehr als gedeckt wuͤrden . Geſchaͤhe es niht , fo

waͤre durch Umlage auf alle Milizpflichtige ( doch hier

nach dem Steuerfuß ) oder allerletzt durch Zuſchuß aus der

Staats⸗Kaſſe —welcher jetzt nicht mehr bedeutend

ſeyn koͤnnte —das Handgeld auf resp . 100 bis 200 fl. zu

bringen . Uebrigens ſind dieſe Summen nur beyſpiel —

weife angegeben . Die Erfahrung und der darauf

zu bauende Calcul wuͤrden die — etwa nach Zeitum⸗

ſtaͤnden noͤthige oder raͤthliche — Erhoͤhung oder Ernie⸗
drigung leicht an die Hand geben .

O . Aber es koͤnnte auch den Milizpflichtigen jedes

einzelnen Bezirks uͤberlaſſen bleiben , ſich unter

einander wegen Stellung der geforderten Mannſchaft ,

nach Umſtaͤnden uͤber die Hoͤhe des Handgeldes oder der

Befreyungs ſumme vom Looſen zu v ergleichen . Hier —

aͤber will ich ein doppeltes Rechnungs - Exempel vorlegen ,

um die leichte Ausfuͤhrbarkeit darzuthun . Es find aber

auch noch andere Weiſen der Ausgleichung gedenkbar ;

und wir ſehen aͤhnliches bereits vorhanden , ſogar in

Frankreich , der Heimath des Conſeriptions⸗Geſetzes ,
deſſen Haͤrte dadurch wenigſtens fuͤr diejenigen Gemein⸗

den oder Cantone (z. B . Straßburg ) bey welchen eine

ſolche Ausgleichung eingefuͤhrt iſt , ſich mindert oder

aufhebt .
Wir molen annehmen , von 100 Conſeriptionspflich⸗

tigen einer Gemeinde wůrden 20 : 0der in kleinerer Sum —

me , von 20 Pflichtigen wuͤrden 4 fuͤr den Mili taͤrdienſt

gefordert . Die 20 Pflichtigen wollen entweder erſt nady

dem Loosziehen fich auggleihen , oder foon vor dem⸗

ſelben .

a ) Im er ſten ( minder zu empfehlenden ) Fall wuͤrde
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nun jeder Einzelne , nah der Ordnung der gezogenen Num -

mern Nufzurufende , fich daruͤber zu erklaͤren haben , ob er lie⸗

ber roo fl. als Befreyungspreis zahlen , oder 100 fl. als

Handgeld nehmen wolle . Je nachdem in einer Gemeinde oder

einem Zeitpunet die Abgeneigtheit gegen den Soldatendienſt

kleiner oder groͤßer iſt , ( Coder auch nach Vermoͤgens Verhaͤlt⸗
niſſen ) , werden die 4 zum Dienſt bereitwilligen ſchon unter

den erſtern oder erſt unter den letzten Nummer erſcheinen . Je

ſpaͤt er ſie vollſtaͤndig werden , deſto hoͤher wird ihr Handgeld

ſteigen . Denn wenn ſchon bey der Sten Nummer ter

vierte Freywilige da ift , fo find vor ihnen nur vier ges

weſen , welche die Loskaufung mit 100 fl. vorzogen .

Die zuſammengeſchoſſene Loskaufungsſumme betraͤgt alſo

4o00 fl , und Das Handgeld eines jeden Freywilligen gerade

100 fl. Jf aber der vierte Dienftnehmende erft bey der

zwölften Nummer erfchienen , fo waren 8 Ablehnende ,

alfo 3ahlende da , die Logfaufófumme beträgt fodann 800 fi .
und das Handgeld jedes Dienenden 200 fl . Muͤßte man

16 Nummern aufrufen , bis vier ſich fuͤr den Dienſt er —

klaͤrten , ſind alſo 12 den Loskauf Waͤhlende geweſen , ſo

ſteilgt die Loskaufsſumme auf 1200 fl . und das Handgeld

auf 300 fl . Und wenn endlich erſt bey der 20ſten Num⸗

mer der vierte freywillige Recrut erſcheint , ſo erhoͤhen

ſich jene Summen auf 1600 fl. und 400 fi ( Die Hand

geldsſummen , die in den hier nicht ausgedruͤckten , z wi⸗

ſchen den angenommenen Rundzahlen in der Mitte liegen⸗
den Faͤllen ſich ergeben , ſind eben auch zwiſchen 100 , 200 ,

300 und 400 ſchwebend , d. h. von 100 zu 200 ſonach zu

300 und 400 allmaͤhlig hinauffteigend , wie die eins

fachſte Rechnung darthut ) .
Um jedoch auch fuͤr den Fall , daß etwa ſchon unter

den vier oder ſechs bis ſieben zuerſt aufgerufenen
Nummern die vier zum Dienſt Willligen ſich gefunden haͤt⸗

ten , das Handgeld von mindeſtens roo fl. zu erhalten ,
koͤnnte oder muͤßte verfuͤgt ſeyn , daß außer der , durch die
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* begehrte Loskaufung der nach ihren Loosnummern aufge⸗

* rufenen Pflichtigen zuſammengebrachten Summe , ein Be —⸗

trag von 400 fl. zum Handgeld , fuͤr die vier , welche den

*
Dieng wåhlen , Durh eine , bey ſaͤmmtlichen Pflichtlgen

se der Gemeinde (d. h. hier bey jenen 20 ) nach ihrem Steu⸗

= ercapital erhobene Umlage , fole gefammelt merden , wor⸗

nach vie weiten £ oëfauffummen nur zur Erhoͤhung
Je des Handgeldes , nicht aber zu defen Grundlage dien =

eld ten . Oder man fònnte anch biog die zur Ergå ngung

der des geſetzlich beſtimmten Handgelds noͤhhige Summe auf

die vorgeſchlagene Weiſe umlegen .

tfo
Für ten entgegengeſetzten , wiewohl kaum gedenlbaren

ns
Sall , dağ unter allen 20 niht 4 fih fér die Dienfte

y annahme erklaͤrt haͤtten, wuͤrde zur Abhuͤlfe eine ſonach
nA

eintretende Erhoͤhung der Loskaufungs ſumme hinreichen .

2 Dieſer Fall wuͤrde naͤmlich zeigen , daß auch das Hand⸗

* geld von 400 fl. ( oder vielmehr mit Zurechnung der un⸗

a
bedingt zufammenzufehiefenden soo f . von 500 fle

—* nicht hoch genug ſey , um vier aus den zwanzigen zur

— Dienfübernahme zu beſtimmen .

> Oftmals wuͤrde es jedoch genuͤgen, nach geendeter
*

Aufrufung des Ergebniß derſelben , und die ſich hlernach

ben herausſtellende Groͤße des Handgelds zu verkuͤnden , und

* entweder abermals nach Ordnung der Nummern , oder

oor auch im Allgemeinen an ſaͤmmtliche Pflichtige die Frage

zu ſtellen , ob Einer oder Wer aus ihnen nach Der nuns

⸗ mehr befimmten Handgeléfumme in Dienft treten wole ?

nan Maldelen ſich jetzt , im letzten Falle , mehrere als noͤthig ,
T

fo måfte entweder die alte Loògnummer oder ein neues

Loog den - Borzug entfheiden , Auch wirden dureh fol -

= he neue- Umfrage Diejenigen befannt werden , welde

—*
geneigt waͤren, in die Stelle der etwa von der Militaͤrbe⸗

| bòrde verworfenen oder fonft ermangelndenDienfluftign

* — gegen daſſelbe Handgeld — einzuruͤcken.
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Auf aͤhnliche, doch noch mehr unbedenkliche wmd
mal dem Loos noch weniger Macht einraͤumende Weiſe
moͤchte verfahren werden , wenn die Pflichtigen ſchon vor

ſolcher Loosziehung ſich uͤber das Handgeld vereinbarten .
Vorerſt bliebe die Beſtimmung , daß aus den nach

dem Steuerfuß zu regulirenden Beytraͤgen der 20 Pflich⸗
tigen eine Gumme von qoofl . , dag Minimum deó Hand -
geldg pr roo ff . får die vier Auszuhebenden zuſammen
gebracht wuͤrde . Sodann muͤßten alle Zwanzig etwa in

verſchloſſenen Zetteln , auf Art der Soumiſſionen )
ſich erklaͤren , ob ſie lieber roo fl . fuͤr die Befreyung za h⸗
ten , oder gegen das durch die zuſammenkommenden
Loskaufungsſummen erboͤhte Handgeld die nen wollen .
Hler wird nun abermals der Prels des Dienſtes nach dem
Grad der unter den 20 vorherrſchenden Geneigtheit oder

Abge ieigtheit , ſteigen oder fallen . Vier , die ſich loskau⸗
fen , bringen immer eine Erhoͤhung des Handgeldes um
100 fl . hervor . Sind alſo alle zum dienen bereit ,
ſo betraͤgt das Handgeld 100 fl . Kaufen ſich 4 los , ſo
iſt das Handgeld 200 fl . Kaufen ſich 8 , 12 oder r6 tog ,
fo feigt dafelbe anf 3 , 4 , oder 500 ff . , Håtten abeg
niht vier fih zur Dienſtleiſtung bereit exklaͤrt , ſo waͤ⸗

re das Ergebniß der Abſtimmung , alſo die Hoͤhe des Hand⸗
geldes zu perkuͤnden , und abermalige , jetzt laute ,Um⸗

frage zu halten , Meldeten ſich jetzt mehr als vier oder

haͤtlen ſchon bey der erſten geheimen Abſtimmung mehr
als 4 fich fúr den Dienft erélårt ; fo můfte dag Loos unter

ihnen entfcheiden , und welden dafelbezum Soldaten ,
oder auch zum Nach mann eines ſolchen beſtimmte , deg
wuͤrde dann freudig ausrufen : „ er habe das Spiel g ewone

nen “ , anſtatt daß gegenwaͤrtig das Ziehen einer Dienſt⸗
nummer den Klageruf : „ ach , ich habe es verloren ! “

dem Ziehenden auspreßt In dem hoͤchſt unwahrſchein
lichen Falle , daß auch um 500 fl . nicht vlere zu gewin⸗
nen waͤren , muͤßte entweder zur Eth oͤhung der Loskaufs —

a
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a
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fumme gefhritten , oder der Verſuch zur Anwerbung

anderer niht unter den 20 befindlichen , jedoch in all⸗

weg Laugliſch er Maͤnner gemacht werden .

Es verſieht ſich ven ſelbſt , daß nur ein mit hinrei⸗

chender Bedeckung oder Buͤrgſchaft verſehenes Anbot der

Loskaufung koͤnnte angenommen werden .

Faͤnde man jedoch dieſe Beſtimmung in Anſehung der

Armen fuͤr druͤckend , ſo moͤchte noch weiter — zur He⸗

bung auch der letzten Bedenklichkeit — einem Jeden ,

welcher die beſchriebene Wechſelwahl verſchmaͤht, auch

vergoͤnnt werden , fuͤr ſich allein eine Loosnummer zu gies

hen ; mwornady er fodann , wenn er eine Dienftnu ny

mer zieht , ohne alles Handgeld dienen muͤßte ,

zieht er aber eine Freynummer , ohne alle Geldleiſtung

kreywaͤre . Nachdem alsdann ſolche Diſſidenten ihreSchick⸗

ſals beſtimmung aus der Urne gezogen haͤtten , wuͤrde das

eben beſchriebene Berfahren der Ausgleichung unter den

Uebrigen Statt finden , doch iſt kaum zu glauben , daß

ein Verſtaͤndiger das heutige Loos der hier vorge⸗

ſchlagenen Ausgleichungsweiſe vorziehen werde , wenig⸗

ſtens waͤre es nie eine Rechtsſchuldigkeit , ſondern bloſe

Mach ſicht Adie ihm hlerin willfahrte .

Ich begnuͤge mich damit , dieſen Plan nach ſeinem

aͤuſſerſten Umriß gezeichnet zu haben . Wohl erkenne ich ,

daß noch verſchiedene Nebenbeſtimmungen zu ſeiner Voll⸗

ftaͤndigkeit noͤthig , und daben nicht frey von Schwierig⸗

kelt waͤren . Indeſſen ſind weit groͤßere Schwierigkeiten

und Berwičlungen bey dem heutigen Conferipti

ons ſyſt em vorhanden , und vermochte man dieſelben

zu heben , einem ungerechten Geſetze zu Liebe , ſo wird

es wohl auch moͤglich ſeyn , fle aur Gieuer teg Rechts

und der Lumanitát ju befieger und ati oͤſen .

v Rotteck
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